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Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts

· Verfassung des Kantons Aargau; Änderung; (2. Beratung)
· Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz (EG ZGB); Änderung; (2. Beratung)
· Dekret über die Anpassung der kantonalen Dekrete an die Änderungen des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz (EG ZGB)
Bericht und Entwurf
Sehr geehrter Herr Präsident

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen die Botschaft für die Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts mit den Entwürfen für die Änderungen der Verfassung des Kantons Aargau (KV), des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz (EG ZGB) sowie das Dekret über die Anpassung der kantonalen Dekrete an die Änderungen des EG ZGB zur Beratung und Beschlussfassung.

Zusammenfassung
Das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht des Bundes verlangt ab 1. Januar 2013 interdisziplinär zusammengesetzte Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) anstelle des politisch gewählten Gemeinderats als Vormundschaftsbehörde. Das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht löst das heutige Vormundschaftsrecht ab, das grösstenteils aus der Zeit vor dem 1. Weltkrieg stammt. Inhaltlich ist das neue Bundesrecht "kein alter Wein in neuen Schläuchen", sondern eine Totalrevision. Es stellt ein der heutigen Zeit angepasster Kindes- und Erwachsenenschutz mit differenzierteren und vor allem zahlreichen neuen Aufgaben für die KESB dar. Die KESB werden zuständig sein für die Anordnungen von Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen, von fürsorgerischen Unterbringungen und der neuen Instrumente im Bereich der fürsorgerischen Unterbringung (Nachbetreuung, ambulante Massnahmen). Zudem werden die KESB Aufgaben zu erfüllen haben, die sich aus den neuen Selbstbestimmungsrechten ergeben, wie beispielsweise Vorsorgeauftrag und Patientenverfügung. 

Während das heutige Vormundschaftsrecht hauptsächlich die behördliche Anordnung von Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen (Vormund-, Beirat- und Beistandschaften) regelt, enthält das neue Recht auch Selbstbestimmungsrechte. Mit Eigenverantwortlichkeit kann künftig jedermann im Hinblick auf die eigene Urteilsunfähigkeit vorsorgen, die schleichend infolge des Alters (Demenz) oder überraschend infolge eines Unfalls eintreten kann. Zur Prüfung und Konfliktregelung aus diesen Selbstbestimmungsrechten sind die neuen KESB zuständig. 

Das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht ist also ein Gesetz, das alle angeht. Im Hinblick auf die demographische Entwicklung (Altersdemenz) und die breiten Möglichkeiten der Medizin kann also künftig jedermann in eine Situation geraten, in welcher Kontakt mit der KESB entsteht, so namentlich im Zusammenhang mit den erwähnten neuen Selbstbestimmungsrechten (Vorsorgeauftrag, Patientenverfügung).

Daher sind die Aufgaben des Gemeinderats als heutige Vormundschaftsbehörde mit den neuen Aufgaben der KESB nur partiell vergleichbar, zumal im Kanton Aargau schon heute nicht der Gemeinderat fürsorgerische Unterbringungen anordnet, sondern die Bezirksämter (nebst den Amtsärztinnen beziehungsweise den Amtsärzten).

Im Kanton Aargau sollen an den Bezirksgerichten Familiengerichte geschaffen werden, welche für den Kindes- und Erwachsenenschutz und für alle weiteren familienrechtlichen Belange zuständig sind. Die Abklärungen und die Mandatsführung bleiben kommunal. 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 23. August 2011 in der Gesamtabstimmung nach der ersten Beratung dem Entwurf für die Änderung der Verfassung des Kantons Aargau (KV) und dem Entwurf für die Revision des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz (EG ZGB) zugestimmt. Zudem hat er fünf Prüfungsaufträge überwiesen. 

Die Zusatzkosten und der Mehrbedarf aufgrund des neuen Bundesrechts betragen 17,585 Millionen Franken, davon machen die Personal- und Gemeinkosten für die neuen KESB 12,5 Millionen Franken aus (vgl. Botschaft zur 1. Beratung, Ziffer 11.1). Der Kanton übernimmt eine bisherige Gemeindeaufgabe. Weil mit der Revision des Bundesrechts zahlreiche Neuerungen verbunden sind, erfolgt nicht ein vollständiger Ausgleich der Kosten, son​dern eine hälftige Teilung der Kosten der KESB im Umfang von 12,5 Millionen Franken. 

Der Regierungsrat schlägt somit die hälftige Gemeindebeteiligung an den Kosten für die KESB von 12,5 Millionen Franken vor. Der Pauschalbetrag von 6,25 Millionen Franken soll mittels Anrechung im NFA-Ausgleich erfolgen, was eine Revision des Dekrets über die Beteiligung der Gemeinden am Personalaufwand der Volksschulen und Kindergärten (Gemeindebeteiligungsdekret) erfordert.
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Ausgangslage 
Die Familiengerichte an den aargauischen Bezirksgerichten sollen künftig für alle familienrechtlichen Verfahren – inklusive Kindes- und Erwachsenenschutz – zuständig sein. Die familienrechtlichen Verfahren weisen Besonderheiten auf: Familienrechtliche Entscheide ge​stalten in der Regel die familiäre Zukunft und liquidieren nicht bloss einen Streit. Zudem müssen sie sich an die sich laufend verändernden konkreten Verhältnisse anpassen und sind daher viel dynamischer als andere Prozesse. 
Die Gestaltung problematischer Familienverhältnisse erfordert besonderes Fachwissen. Mit dem neuen interdisziplinären Spruchkörper, welchem die Bezirksgerichtspräsidentin oder der Bezirksgerichtspräsident sowie zwei Fachrichterinnen oder Fachrichter aus der Sozialarbeit beziehungsweise aus der Psychologie angehören, wird der besonderen Verfahrenskultur im Bereich Kindes- und Erwachsenenschutzrecht Rechnung getragen. Das neue interdisziplinäre Fachwissen an den Bezirksgerichten kann auch in ehe- und scheidungsrechtlichen Verfahren genutzt werden, wenn Kinderbelange im Vordergrund stehen.
Mit den unterbreiteten Änderungen der Verfassung des Kantons Aargau (KV) vom 25. Juni 1980 und des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partner​schaftsgesetz (EG ZGB) vom 27. März 1911 soll das neue Bundesrecht umgesetzt werden. 

Die Grundlagen für die Neuorganisation der Bezirksgerichte finden sich im neuen Gerichtsorganisationsgesetz (nGOG). Gleichzeitig wird die Revision des Dekrets über die Verfahrenskosten (Verfahrenskostendekret, VKD) vom 24. November 1987 unterbreitet, das die Gebühren für die kindes- und erwachsenenschutzrechtlichen Verfahren regelt. Zudem wird die Revision von § 4 Abs. 2 des Dekrets über die Beteiligung der Gemeinden am Personalaufwand der Volksschulen und Kindergärten (Gemeindebeteiligungsdekret, GbD) vom 22. Februar 2005 vorgelegt, das die hälftige Beteiligung der Gemeinden an den Personal- und Gemeinkosten der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) zur Folge hat. 

Die Gemeinden sind weiterhin für die Abklärungen und die Mandatsführung zuständig. Die Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden und den Familiengerichten erfordert regelmässigen Austausch und Gespräche. Meinungsaustausch zur Problemerörterung, Erfahrungsaustausch und Praxisentwicklung sollen institutionalisiert werden und somit regelmässig stattfinden. Dieser regelmässige Austausch und die Standards in den Abklärungen und der Mandatsführung sollen in der Verordnung zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht geregelt werden.
Die Kommission für Justiz (JUS) hat im Bereich der fürsorgerischen Unterbringung – angesichts der gegenwärtig laufend erscheinenden Publikationen zu diesem Thema – einen Abgleich einer Bestimmung mit dem aktuellen Stand der Diskussion gefordert. Dies betrifft die Anordnung von medizinischen Behandlungsmassnahmen gegen den Willen der zur Behandlung einer psychischen Störung in einer Einrichtung eingewiesenen Person (Art. 434 der revidierten Bestimmungen des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs [ZGB] vom 10. Dezember 1907 [nZGB]). Die Ausführungen dazu finden sich nachfolgend in Ziffer 3.3. Es wird vorgeschlagen, § 67f nEG ZGB gemäss Botschaft zur 1. Beratung zu streichen beziehungsweise aufzuheben. Diese Aufhebung hat zudem Auswirkungen auf weitere Bestimmungen im Bereich der fürsorgerischen Unterbringung (FU). 
Ergebnis der 1. Beratung

1.1 Allgemeines

Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 23. August 2011 nach der 1. Beratung die Änderung der KV mit 83:29 Stimmen und jene des EG ZGB mit 85:27 Stimmen angenommen. 
1.2 Prüfungsaufträge

1.2.1 Prüfungsaufträge Roland Basler, Oftringen (§ 62 Abs. 1 lit. g und h EG ZGB, neu)

Grossrat Roland Basler, Oftringen, stellte in der 1. Beratung folgende Prüfungsaufträge:

"Es sind folgende Formulierungen von § 62 Abs. 1 lit. g und h EG ZGB zu prüfen:

lit. g (neu):
Urteilsfähige Kinder, wenn diese durch den Ausgang des Verfahrens in eigenen Interessen berührt werden.
lit. h (neu):
Die Nichterteilung der Parteistellung an das Kind erfolgt durch eine Verfügung."

Der Grosse Rat hat diese Prüfungsaufträge mit 82 gegen 38 beziehungsweise 63 gegen 54 Stimmen an den Regierungsrat überwiesen.

Grundlage der Verfahrensteilnahme als Partei ist die Partei- und Prozessfähigkeit. Diese bestimmt sich nach der Schweizerischen Zivilprozessordnung (Zivilprozessordnung, ZPO) vom 19. Dezember 2008 und dem ZGB. Parteifähig ist, wer rechtsfähig ist (Art. 66 ZPO) und das wiederum ist jedermann (Art. 11 Abs. 1 ZGB). 
Prozessfähig ist, wer handlungsfähig ist (Art. 67 Abs. 1 ZPO). Die Handlungsfähigkeit besitzt, wer mündig und urteilfähig ist (Art. 13 ZGB). Demnach sind Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren nicht handlungsfähig und – als Folge davon – nur sehr beschränkt selbstständig prozessfähig. Der Bundesgesetzgeber hat aufgrund der Erkenntnis, dass sich ein Miteinbezug in Verfahren, die (auch) Kinder betreffen (Ehescheidung, Kindesschutz), aufdrängt, wenn man deren Persönlichkeit ernst nehmen will, eigens Regelungen für Minderjährige geschaffen. Zum einen räumt das ZGB Minderjährigen in ausgesuchten Fällen explizit Parteistellung ein (vgl. Art. 279 Abs. 1 ZGB [Unterhaltsklage gegen die Eltern]; Art. 310 Abs. 2 ZGB [Klage auf Aufhebung der elterlichen Obhut]). Zum anderen finden sich für die Ehescheidung in den Art. 298 und 299 ZPO und analog für das Kindesschutzverfahren in den Art. 314a und 314abis nZGB die massgeblichen Normen zum Einbezug der Kinder und Jugendlichen. So müssen Minderjährige in den sie betreffenden Verfahren angehört werden. Wird dies unterlassen, steht urteilsfähigen Kindern ein Beschwerderecht zu (Art. 298 Abs. 3 ZPO, Art. 314a Abs. 3 nZGB; vgl. auch unten Ziffer 2.2.2). Zudem hat die Behörde eine Kindesvertretung anzuordnen, wenn die Interessen des Kindes betroffen sind (beispielsweise Besuchsrecht; Art. 299 ZPO, Art. 314abis nZGB). Diese Verfahrensbeiständin respektive dieser Verfahrensbeistand hat im Kindesschutzverfahren wie auch in der Ehescheidung im Sinne des Kindeswohls für das Kind einzustehen.

Die dargestellte bundesrechtliche Regelung in der ZPO und dem ZGB beruht auf der umfassenden, nachträglich derogierenden Rechtsetzungskompetenz des Bundes in den Bereichen des Zivilrechts und des Zivilprozessrechts gemäss Art. 122 Abs. 1 der Bundesverfassung (BV) vom 18. April 1999. Da der Bund seine Kompetenz in den beiden Bereichen wahrgenommen hat, steht es den Kantonen nicht zu, das Bundesrecht zu ändern und Kindern über die im Bundesrecht geregelten Verfahren hinaus eine selbstständige Parteistellung einzuräumen. In diesem Sinn ist es nicht angezeigt, den vorgeschlagenen § 62 Abs. 1 lit. g EG ZGB zu erlassen. 

Wie bereits erwähnt, steht dem urteilfähigen Kind von Bundesrechts wegen der Beschwerdeweg offen, wenn seine Verfahrensrechte missachtet werden. Somit bedarf es auch keiner zusätzlichen kantonalen Regelung gemäss des vorgeschlagenen § 62 Abs. 1 lit. h EG ZGB, dessen Rechtfertigung eben in der Eröffnung des Beschwerdewegs läge, zumal auch hier das Bundesrecht gegenüber dem kantonalen Recht derogierende Kraft hätte.
Wenn die bundesrechtlichen Vorgaben zum Einbezug der Kinder in der Praxis zu wenig gewahrt werden, liegt dies nicht an fehlenden Gesetzesbestimmungen; auf Bundesebene sind diese Rechte verbindlich verankert. Für den professionellen Einbezug der Kinder braucht es vor allem eine Weiterbildung der behördlichen Fachpersonen zu entwicklungspsychologischen Grundlagen sowie eine Schulung in der Gesprächsführung mit Kindern unterschiedlichen Alters. Dies sind die Voraussetzungen, die eine wirkungsvolle Umsetzung der anerkannten kindlichen Partizipationsrechte erst ermöglichen (vgl. Sabine Brunner/Heidi Simoni; Alltags- und Beziehungsgestaltung mit getrennten Eltern – Mitbestimmen und Mitwirken von Kindern aus psychologischer Sicht, in: fampra.ch 2/2011).

Mit der Schaffung der Familiengerichte an den aargauischen Bezirksgerichten ab dem 1. Ja​nuar 2013 werden die strukturellen und organisatorischen Voraussetzungen geschaffen, um Kinder optimal in die sie betreffenden Verfahren einzubeziehen. Zentral ist dabei die Interdisziplinarität der Familiengerichte, in denen nebst der Bezirksgerichtspräsidentin oder dem Bezirksgerichtspräsidenten neu Fachrichterinnen und Fachrichter aus der Psychologie und der Sozialen Arbeit tätig sein werden. Sie alle werden Familien in krisenhaften Situationen begegnen. Sie sollen zwar Recht sprechen, ihre Arbeit beinhaltet jedoch auch zahlreiche psychologische und soziale Aspekte (Revital Ludewig, Moraldilemmata in der Tätigkeit von Familienrichtern: Kindeswohl zwischen Recht und Psychologie, in: fampra 4/2009). Die neuen Familiengerichte mit ihren Fachpersonen schaffen somit eine professionelle Ausgangslage für den altersgerechten Einbezug von Kindern in die sie betreffenden Verfahren. Die Bezirksgerichtspräsidentinnen und Bezirksgerichtspräsidenten sowie die Fachrichterinnen und Fachrichter sollen denn auch im Hinblick auf ihre neuen Aufgaben ab dem 1. Januar 2013 geschult werden und an der siebentägigen Weiterbildung der Konferenz der Kantone für Kindes- und Erwachsenenschutz (KOKES) teilnehmen (vgl. zum Ganzen: Botschaft zur 1. Beratung, Ziffer 6.6.1). Zudem wurde im Zug der Diskussion der Prüfungsaufträge eine zusätzliche Bestimmung (§ 29 Abs. 5 nGOG) im Entwurf des neuen Gerichtsorganisationsgesetzes aufgenommen, der die laufende Weiterbildung der Richterinnen und Richter zur Aufgabe der Justizleitung erklärt (vgl. Botschaft zur 2. Beratung zum GOG). 

Mit der vom Kanton Aargau gewählten Umsetzung der Behördenorganisation im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht durch die Einsetzung von Familiengerichten, die einen interdiszipli​nären Spruchkörper haben, werden optimale Voraussetzung geschaffen, um die Rechte des Kindes wahrzunehmen.
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das Bundesrecht die Parteistellung der Kinder und Jugendlichen bereits abschliessend regelt, weshalb kein Raum für eine zusätzliche kantonale Regelung besteht. Die angestrebte Verbesserung der Durchsetzung der bereits bundesrechtlich verbindlich verankerten Kinderrechte wird mit der Schaffung von Familiengerichten und weiteren Massnahmen erreicht (vgl. nachfolgend Ziffer 2.2.2). In diesem Sinn besteht kein Änderungsbedarf am Erlassentwurf EG ZGB.

1.2.2 Prüfungsauftrag Roland Basler, Oftringen, und Prüfungsauftrag Ivica Petrušić, Aarau (§ 64a Abs. 1 EG ZGB)
Grossrat Roland Basler, Oftringen, stellte in der 1. Beratung folgenden Prüfungsauftrag:

"Der Regierungsrat wird beauftragt, die Konformität des EG ZGB Partnerschaftsgesetz bezüglich des Mitwirkungsrechts der Kinder gemäss UNO-Kinderrechtskonvention Art. 12 und dem Schweizerischen ZGB Art. 144 Abs. 2 zu überprüfen."
Grossrat Ivica Petrušić, Aarau, stellte in der 1. Beratung folgenden Prüfungsauftrag:

"Die SP-Fraktion bittet den Regierungsrat im Hinblick auf die 2. Lesung zu prüfen, mit welchen Mitteln das Anhörungsrecht für Kinder und Jugendliche besser umgesetzt werden kann."
Der Grosse Rat hat diese Prüfungsaufträge mit 82 gegen 37 beziehungsweise 76 gegen 39 Stimmen an den Regierungsrat überwiesen.

Das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht hält in Art. 447 Abs. 1 nZGB den Grundsatz fest, dass jede von einem derartigen Verfahren betroffene Person persönlich angehört wird. Art. 447 Abs. 2 nZGB ergänzt, dass diese Anhörung im Fall einer fürsorgerischen Unterbringung in der Regel vom Kollegium vorgenommen wird. Intention von § 64a Abs. 1 EG ZGB ist es, klar festzuhalten, dass die Anhörung in allen anderen Fällen als den fürsorgerischen Unterbringungen auch von einem einzelnen Mitglied des Gerichts durchgeführt werden kann. Einen anderen Gehalt als diese Kompetenzregelung hat § 64a Abs. 1 EG ZGB nicht.
Die zitierten Prüfungsaufträge betreffen demgegenüber die Mitwirkungsrechte derjenigen Kinder, die von einem Kindesschutzverfahren betroffen sind. Im Gleichklang mit der UN-Kin​derrechtskonvention sollen diese Kinderrechte gestärkt werden. Art. 12 der Kinderrechtskonvention postuliert das Recht des Kindes, seine Meinung zu allen seine Person betreffenden Fragen oder Verfahren zu äussern und gewiss zu sein, dass diese Meinung auch mitberücksichtigt wird. Dieses Ziel ist in der Schweiz unbestritten. Dementsprechend hat der Bundesgesetzgeber für das Scheidungsverfahren (Art. 144 aZGB, per 1. Januar 2011 durch Art. 298 ZPO abgelöst) und für das Kindesschutzverfahren (Art. 314a nZGB) Bestimmungen erlassen, die dieses Anhörungsrecht im Bundesrecht verankert haben. 
Eine verbesserte Umsetzung des Anhörungsrechts von Kindern wird zunächst damit erreicht, dass die neuen KESB interdisziplinäre Gremien sind, die nicht nur über juristische, sondern auch sozialarbeiterische und psychologische Fachkenntnisse verfügen. Zudem wird an den Bezirksgerichten ein Raum so eingerichtet, dass er auch für Anhörungen genutzt werden kann. Es ist ferner vorgesehen, dass die Projektstelle Kinderrechte des Departements Bildung, Kultur und Sport ihr spezielles Fachwissen im Rahmen des vorliegenden Umsetzungs​projekts einbringt und beispielsweise bezüglich der Evaluierung der Weiterbildungsangebote mitarbeitet. Im Interesse einer optimalen Umsetzung der Kinderrechtskonvention wird ein Controlling durchgeführt, in dessen Rahmen eine Evaluierung des Ist-Zustands (Jahr 2012) und der Auswirkungen der Einführung der Familiengerichte als KESB auf die Kindesanhörungen vorgenommen werden soll. Um der Kindesanhörung aber noch besser zum Durchbruch zu verhelfen, unterbreitet der Regierungsrat ergänzend einen neuen § 64b EG ZGB, mit dem das Bundesrecht auf kantonaler Ebene verdeutlicht wird. Damit Kinder in Scheidungsverfahren gleich behandelt werden, drängt sich zudem eine Ergänzung des Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Zivilprozessordnung (EG ZPO) vom 23. März 2010 auf (vgl. Ziffern 3.2.8 und 3.4.1).
1.2.3 Prüfungsauftrag Beat Flach, Auenstein (§ 67f EG ZGB)
Grossrat Beat Flach, Auenstein, stellte in der 1. Beratung folgenden Prüfungsauftrag:
"Es ist zu prüfen, ob nach einer medizinischen (psychiatrischen) Notmassnahme ebenfalls die umgehende Information der Angehörigen an dieser Stelle in das Gesetz aufzunehmen ist."
Der Grosse Rat hat diesen Prüfungsauftrag mit 79 gegen 29 Stimmen an den Regierungsrat überwiesen.

Hintergrund dieses Vorstosses bildet die Überlegung, die Pflicht zur Information der Beiständinnen und Beistände, der Familie und weiterer Bezugspersonen werde an verschiedenen anderen Stellen im revidierten EG ZGB statuiert. Es stelle sich deshalb die Frage, ob das nicht auch im Zusammenhang mit der Behandlung psychischer Störungen ohne Zustimmung festzuhalten ist beziehungsweise aus welchen Gründen dies hier unterbleiben kann.

In der Tat regeln die neuen Bestimmungen des EG ZGB (nachfolgend: nEG ZGB) zur fürsorgerischen Unterbringung an verschiedenen Stellen die Information nicht nur der betroffenen Person und der zuständigen Behörden, sondern gegebenenfalls auch der Beiständin oder des Beistands (vgl. §§ 67d Abs. 1, 67i Abs. 4, 67l Abs. 3, 67n Abs. 1 nEG ZGB). Mit den genannten Bestimmungen wird die Information der Beiständin oder des Beistands darüber sichergestellt, dass eine verbeiständete Person fürsorgerisch untergebracht (§ 67d nEG ZGB) beziehungsweise aus der Einrichtung entlassen wird (§ 67i Abs. 4 nEG ZGB). Ebenso soll die Beiständin oder der Beistand darüber informiert sein, wenn eine Nachbehandlung
(§ 67l Abs. 3 nEG ZGB) oder eine ambulante Massnahme angeordnet wird (§ 67n Abs. 1 nEG ZGB). Mit dieser Information wird es der Beiständin oder dem Beistand erst möglich, auch im Fall einer fürsorgerischen Unterbringung das ihr oder ihm vom Staat übertragene Mandat zur Betreuung der verbeiständeten Person zu erfüllen und diese zu unterstützen. Weitere Informationspflichten beispielsweise gegenüber der Familie oder anderen Bezugspersonen sind im nEG ZGB nicht vorgesehen. 
Für Personen, die gegen ihren Willen im Rahmen einer fürsorgerischen Unterbringung in eine Einrichtung eingewiesen werden – seien sie nun verbeiständet oder nicht –, sieht bereits das neue Bundesrecht die so genannte Vertrauensperson vor (vgl. Art. 432 nZGB). Jede Person unter fürsorgerischer Unterbringung kann eine Person ihres Vertrauens beiziehen, die sie während des gesamten Aufenthalts in der Einrichtung und bis zum Abschluss aller damit zusammenhängenden Verfahren unterstützt. Die betroffene Person kann ihre Vertrauensperson frei wählen. Diese Vertrauensperson kann die betroffene Person in der Einrichtung und in allen Verfahren begleiten. Sie wird insbesondere bei der Erstellung des Behandlungsplans beigezogen (vgl. Art. 433 Abs. 1 und 2 nZGB). Wird in einer psychiatrischen 
Klinik eine Behandlung ohne Zustimmung der betroffenen Person angeordnet – so wie im Prüfungsauftrag ausgeführt –, so ist diese Anordnung der betroffenen Person und ihrer Vertrauensperson schriftlich und mit einer Rechtsmittelbelehrung versehen mitzuteilen, so dass sich die Vertrauensperson gegebenenfalls für die betroffene Person gegen die Behandlung ohne Zustimmung wehren kann (vgl. Art. 434 Abs. 2 nZGB). 
Angesichts der Wichtigkeit dieser Vertrauensperson statuiert das nEG ZGB daher ausdrücklich die Pflicht der Einrichtungen, die betroffene Person über ihr Recht, eine Vertrauensperson beizuziehen, in geeigneter Form (mündlich und schriftlich) zu informieren (vgl. § 67e Abs. 1 nEG ZGB).
Informationsrechte der Familie beziehungsweise der nächsten Angehörigen einer von einer fürsorgerischen Unterbringung betroffenen Person ergeben sich ferner bereits aus der kantonalen Verordnung über die Rechte und Pflichten der Patientinnen und Patienten (Patientenverordnung, PatV) vom 11. November 2009; dies allerdings nur, wenn die betroffene Person in Bezug auf ihre Behandlungsbedürftigkeit urteilsunfähig ist. Diese Urteilunfähigkeit ist gerade Voraussetzung einer Behandlung ohne Zustimmung gemäss Art. 434 nZGB. Muss eine solche Behandlung vorgenommen werden, hat eine entsprechende Information auf Wunsch der nächsten Angehörigen auch ihnen gegenüber zu erfolgen (vgl. §§ 2 und 3 PatV). Dabei gehören zu den nächsten Angehörigen diejenigen Personen, die die urteilsunfähige Person als solche bezeichnete, als sie dazu noch in der Lage, das heisst urteilsfähig war (§ 11 Abs. 1 PatV). Erfolgt keine Bezeichnung oder ist die betroffene Person schon zu Beginn der fürsorgerischen Unterbringung urteilsunfähig, gelten als nächste Angehörige insbesondere die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner sowie die nahen Blutsverwandten (§ 11 Abs. 2 PatV). Die Patientenverordnung wird im Rahmen der Umsetzung des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts an die neuen Vorgaben des Bundesrechts betreffend die Begrifflichkeiten und die neuen Institute der Selbstvorsorge und der gesetzlich geregelten Vertretungsrechte angepasst. Das Informationsrecht der nächsten Angehörigen und die Definition derselben sollen dabei nicht geändert werden.
Aufgrund der bundesrechtlichen Regelung zur Vertrauensperson und der kantonalrechtlichen Bestimmungen in der Patientenverordnung besteht kein zusätzlicher Regelungsbedarf im revidierten EG ZGB. 
Änderungen in den Erlassentwürfen für die 2. Beratung

Gegenüber der Botschaft zur 1. Beratung sind folgende Änderungen im Erlassentwurf vorgenommen worden:
1.3 Verfassung des Kantons Aargau (KV) vom 25. Juni 1980 (SAR 110.000)
§ 132 Abs. 6 KV
§ 132 Abs. 6 (gelöscht)
Die Übergangsbestimmungen werden neu in der Vorlage für die 2. Beratung zum GOG geregelt (vgl. Botschaft zur 2. Beratung GOG), so dass der im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht vorgeschlagene § 132 Abs. 6 KV ersatzlos gestrichen werden kann.
1.4 Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz (EG ZGB) vom 27. März 1911: Teil "Kindes- und Erwachsenenschutzrecht"
1.4.1 § 2 Abs. 2 lit. d EG ZGB

§ 2 Abs. 2 lit. d

2 Mit Beschwerde können angefochten werden:
d) Aufgehoben.

Die Bezirksämter werden per 1. Januar 2013 wegfallen, daher ist § 2 Abs. 2 lit. d EG ZGB aufzuheben. § 2 Abs. 2 lit. b EG ZGB wurde bereits im Rahmen des Projekts der Umsetzung der Schweizerischen Strafprozessordnung per 1. Januar 2013 aufgehoben (vgl. [09.258] Bot​schaft des Regierungsrats des Kantons Aargau an den Grossen Rat vom 2. September 2009 betreffend das Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung [EG StPO], 1. Beratung, Ziffer 7.3.7, Seite 44).
1.4.2 § 54 Abs. 2 nEG ZGB 
§ 54 Abs. 2
2 Soweit gerichtliche Verfahren eingeleitet werden müssen, fällt die Vertretung durch den Gemeinderat, eine von ihm bezeichnete Amtsstelle oder gemeinnützige private Institution nicht unter die den Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten vorbehaltene Tätigkeit.
In § 54 Abs. 2 nEG ZGB der Botschaft zur 1. Beratung wurde versehentlich die Vormundschaftsbehörde sprachlich durch die KESB ersetzt. Die Inkassohilfe liegt gemäss § 31 Abs. 1 des Gesetzes über die öffentliche Sozialhilfe und die soziale Prävention (Sozialhilfe- und Präventionsgesetz, SPG) vom 6. März 2001 jedoch in der Zuständigkeit der Gemeinde am zivilrechtlichen Wohnsitz der anspruchsberechtigten Person und nicht bei der KESB. Das Versehen wird nun korrigiert, indem die KESB durch den Gemeinderat – die frühere Vormundschaftsbehörde – ersetzt wird.
Inhaltlich geht es in dieser Bestimmung um Folgendes: Weil die Inkassohilfe auch die Erhebung einer Unterhaltsklage im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens beinhalten kann, wird in § 54 Abs. 2 nEG ZGB festgelegt, dass die Vertretung durch den Gemeinderat oder eine von ihm bezeichnete Stelle in diesem gerichtlichen Verfahren zulässig ist. Mit anderen Worten: In diesen gerichtlichen Verfahren können die Behörden selbst tätig werden, sie müssen sich nicht durch eine Anwältin oder einen Anwalt vertreten lassen. Das Anwaltsmonopol wird also entsprechend eingeschränkt. 
1.4.3 § 55e Abs. 3 nEG ZGB
§ 55e Abs. 3 (gelöscht)
Bereits in der Botschaft zur 1. Beratung wurde zu § 55 Abs. 2 nEG ZGB ausgeführt, dass der Gemeinderat für die Bewilligungserteilung und Aufsicht im Pflegekinderwesen weiterhin zuständig sein soll und dass diese Bestimmung überprüft werde, sobald der Bundesrat die neue Kinderbetreuungsverordnung erlassen habe. Die Bundesverordnung über die Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur Adoption (PAVO) vom 19. Oktober 1977 befindet sich seit längerer Zeit in Revision. In der Zwischenzeit hat sich Folgendes ergeben:
Im Sommer 2011 zeichnete sich ab, dass auch der zweite Entwurf des Bundesrats für eine neue Kinderbetreuungsverordnung – wie schon der erste Entwurf – auf divergierende Kritik stiess. Nebst diversen inhaltlichen Punkten wurde insbesondere kritisiert, dass der Bundesrat für das eigentliche Pflegekinderwesen eine einzige kantonale Bewilligungsstelle fordere, was in den Kantonen erheblichen strukturellen Aufwand zur Folge hätte. Mit der Annahme der parlamentarischen Initiative "Kinderbetreuung. Einschränkung der Bewilligungspflicht" durch beide Rechtskommissionen wird nun das eidgenössische Parlament eine neue gesetzliche Grundlage für die Kinderbetreuung schaffen beziehungsweise Art. 316 Abs. 1 ZGB revidieren. Bis die gesetzlichen Rahmenbedingungen vorliegen, wird der Bundesrat deshalb mit den Arbeiten an der Kinderbetreuungsverordnung zuwarten (vgl. Medienmitteilung des Bundesrats vom 29. Juni 2011: "Kinderbetreuung: zuerst die gesetzliche Grundlage, dann die Verordnung"). Der Regierungsrat geht davon aus, dass bei Vorliegen der Rechtsgrundlagen auf Bundesebene der Bereich Pflegekinder/Kinderbetreuung auf kantonaler Ebene dahingehend zu überprüfen sein wird, ob Anpassungsbedarf ans Bundesrecht besteht. Bis dahin sollen weiterhin die Gemeinden für das in der PAVO geregelte Pflegekinderwesen zuständig bleiben.
§ 55e Abs. 3 nEG ZGB regelte den Rechtsmittelweg: Beschwerden gegen Entscheide des Gemeinderats beurteilt das vom Regierungsrat bezeichneten Departement, dessen Entscheide können beim Obergericht angefochten werden. Durch eine Revision der Verordnung über die Delegation von Kompetenzen des Regierungsrats vom 8. November 1982 wird nun neu vorgesehen, dass es sich beim zuständigen Departement um das Departement Gesund​heit und Soziales (DGS) handelt. Der Grund liegt darin, dass im Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung das DGS die zuständige Beschwerdeinstanz gegen Verfügungen und Entscheide der Sozialbehörden ist (vgl. [09.258] Botschaft des Regierungsrats des Kantons Aargau an den Grossen Rat vom 2. September 2009 betreffend unter anderem das 
Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung [EG StPO], 1. Beratung, Zif​fer 7.3.5 sowie Beilage 3 zur (09.258) Botschaft [Erläuterungen zum EG StPO], Ziffern 2.2.21 und 2.3, C V c). Aufgrund der Verwandtschaft von familienergänzender Kinderbetreuung und Pflegekinderwesen, für welche die Gemeinden zuständig bleiben, wird eine einheitliche Beschwerdeinstanz vorgesehen. 

Entscheide des DGS sind nicht beim Obergericht (Zivilgericht) anzufechten, sondern beim Verwaltungsgericht (§ 54 Abs. 1 Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege [Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG] vom 4. Dezember 2007). § 55e Abs. 3 kann daher gelöscht werden.
1.4.4 § 59 Abs. 1 nEG ZGB
§ 59 Abs. 1
1 Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde ist das Familiengericht (…).
"Abteilung Familiengericht des Bezirksgerichts" soll durch "Familiengericht" ersetzt werden. Einerseits wird im nGOG im Zusammenhang mit der KESB ebenfalls von "Familiengericht" gesprochen (§ 55 Abs. 2 nGOG), andererseits entspricht dies der Analogie zum Arbeitsgericht (§ 53 nGOG).
1.4.5 § 60a nEG ZGB

§ 60a [Hinterlegung von Vorsorgeauftrag und Patientenverfügung]
1 Vorsorgeaufträge und Patientenverfügungen können bei der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde am Wohnsitz der betroffenen Person gegen Gebühr hinterlegt werden.
2 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde führt über die hinterlegten Vorsorgeaufträge und Patientenverfügungen ein Verzeichnis und bewahrt sie an einem sicheren Ort auf.
Um sicherzustellen, dass die KESB im Fall der Urteilsunfähigkeit von einem Vorsorgeauftrag Kenntnis erhält, kann die betroffene Person die Tatsache, dass sie einen Vorsorgeauftrag er​richtet hat, sowie den Hinterlegungsort beim Zivilstandsamt in die zentrale Datenbank "Infostar" eintragen lassen (Art. 361 Abs. 3 nZGB; vgl. auch Botschaft zur Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches [Erwachsenenschutz, Personenrecht und Kindesrecht] vom 28. Juni 2006, Bundesblatt [BBl] 2006 7001–7196 [nachfolgend: BBl 2006], Seite 7026 f.). Auch wer eine Patientenverfügung errichtet, muss selber dafür besorgt sein, dass die Adressaten der Patientenverfügung zu gegebener Zeit Kenntnis davon erhalten. Die Patientenverfügung kann beispielsweise bei der behandelnden Ärztin oder dem behandelnden Arzt hinterlegt werden. Die Verfasserin oder der Verfasser kann sie aber auch bei sich tragen oder einer vertretungsberechtigten Person oder einer Vertrauensperson übergeben (BBl 2006, Seite 7032). Ursprünglich war beabsichtigt, im Kanton Aargau per Verordnung ein (gebührenpflichtiges) Angebot analog der Testamentshinterlegung beim Bezirksgericht als Fami​liengericht zu schaffen. Die nähere Überprüfung ergab, dass diese Regelung stufengerecht in das EG ZGB aufzunehmen ist. Auch die Testamentshinterlegung ist heute schon im EG ZGB geregelt (vgl. § 71 EG ZGB). 
Die Familiengerichte werden über die hinterlegten Vorsorgeaufträge und Patientenverfügungen ein Verzeichnis führen, damit sie bei Bedarf eruieren können, ob derartige Dokumente existieren. Selbstverständlich sind die hinterlegten Dokumente an einem sicheren Ort aufzubewahren. Um sicherzustellen, dass Personen, die einen Vorsorgeauftrag beziehungsweise eine Patientenverfügung beim Familiengericht hinterlegt haben, diese beziehungsweise diesen im Fall eines Umzugs mitnehmen und am neuen Wohnort wieder hinterlegen, wird das Obergericht als weisungsbefugte Aufsichtsbehörde festzulegen haben, ob mit dem so genannten, heute im Bereich der Testamentshinterlegung bereits verwendeten Pendelbeleg gearbeitet werden soll. Der Pendelbeleg wird vom Bezirksgericht, das ein Dokument zur Aufbewahrung entgegennimmt, ausgestellt und an die zuständige Einwohnerkontrolle gesandt. Diese retourniert ihn, wenn sich die betreffende Person abmeldet, so dass auch das Bezirksgericht vom Umzug erfährt.

Zufolge Einschubs dieses neuen § 60a nEG ZGB, ist eine Änderung der Folgenummerierung notwendig. § 60a nEG ZGB wird demnach zu § 60b nEG ZGB, § 60b nEG ZGB zu 60c nEG ZGB. 
1.4.6 § 60b Abs. 1, Abs. 2 lit. f und Abs. 4 nEG ZGB

§ 60b Abs. 1, Abs. 2 lit. f und Abs. 4
1 Die Bezirksgerichtspräsidentin oder der Bezirksgerichtspräsident entscheidet in Einzelzuständigkeit über vorsorgliche Massnahmen, Auskunftsbegehren (451 Abs. 2) und die Vollstreckung (450g).
2 In die Einzelzuständigkeit fallen ferner folgende Geschäfte des Kindesschutzes:

f) Ernennung der Beiständin oder des Beistands zur Vaterschaftsabklärung und zur Sicherstellung der Regelung der Unterhaltspflicht des Vaters (309 Abs. 1 und 308 Abs. 2),

4 Die Bezirksgerichtspräsidentin oder der Bezirksgerichtspräsident kann die Angelegenheiten gemäss § 60b Abs. 1–3 dem Kollegium zur Beurteilung überweisen, wenn die rechtlichen oder tatbeständlichen Verhältnisse es rechtfertigen.
Absatz 1:
Im Hinblick auf die Gleichbehandlung aller in familienrechtlichen Verfahren involvierten Personen erscheint es angezeigt, für die Vollstreckung auch in kindes- und erwachsenenschutzrechtlichen Verfahren eine Einzelzuständigkeit vorzusehen, weshalb Absatz 1 von § 60b nEG ZGB entsprechend ergänzt wird (vgl. für die Vollstreckung der Entscheide des Ehe- oder Scheidungsgerichts Art. 339 Abs. 2 ZPO in Verbindung mit § 6 Abs. 1 lit. b EG ZPO). Eine derartige Einzelkompetenz sah auch der Vorentwurf für ein Bundesgesetz über das Verfahren vor den KESB von alt Oberrichter Dr. Daniel Steck, Greifensee, vom Juni 2003 (vgl. dort Seite 42 f.) vor.
Absatz 2 lit. f:
Im Rahmen der Vorbereitungsarbeiten für die künftigen konkreten Verfahrensabläufe zeigte sich, dass im Fall der Geburt eines Kindes nicht miteinander verheirateter Eltern eine Bei​ständin oder ein Beistand sinnvollerweise nicht nur zur Vaterschaftsabklärung eingesetzt wird, sondern auch zur Regelung der Unterhaltspflicht des Vaters. Dies entspricht denn auch heute schon der gängigen Praxis. Die Einzelzuständigkeit zur Ernennung einer Beiständin oder eines Beistands soll sich in solchen Fällen deshalb nicht nur auf die Vaterschaftsabklärung, sondern auch auf die Regelung der Unterhaltspflicht erstrecken.

Absatz 4:

Aufgrund der Umnummerierung in § 60a und 60b ist die Verweisung in § 60b Abs. 4 nEG ZGB entsprechend anzupassen.
1.4.7 § 64 Abs. 4 nEG ZGB

§ 64 Abs. 4
4 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten durch Verordnung.
Im Zusammenhang mit dem in § 64 nEG ZGB geregelten Anhörungsrecht der Gemeinden wurde in der Botschaft zur 1. Beratung (Ziffer 8.6) in Aussicht gestellt, dass im Hinblick auf die Botschaft zur 2. Beratung zusammen mit Vertretungen der Gemeindeammänner-Ver​einigung des Kantons Aargau und des Verbands Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber untersucht werde, bei welchen Tatbeständen das Anhörungsrecht der Gemeinden in Verfahren auf Erlass von Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen zum Tragen kommt. 
Das Ergebnis der in Zusammenarbeit mit den Gemeinden erfolgten Analyse soll nun in der neuen Verordnung über das Kindes- und Erwachsenenschutzrecht (V KESR) festgehalten werden. Demgemäss sollen die Gemeinden anzuhören sein, wenn der Entscheid der KESB eine direkte, mindestens vorläufige finanzielle Leistungspflicht der unterstützungspflichtigen Gemeinde bewirkt. Diese Regelung bedarf einer entsprechenden Delegationsnorm auf Gesetzesstufe, wie sie nun in § 64 Abs. 4 nEG ZGB vorgesehen ist.
1.4.8 § 64a nEG ZGB (Marginalie) sowie § 64b nEG ZGB
§ 64a Marginalie [Anhörung gemäss Art. 447]
§ 64b [Vorgehen bei Kindesanhörung gemäss Art. 314a]
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde lädt das Kind zur Anhörung ein, orientiert es in altersgerechter Weise über seine Rechte und hört es an.

2 Das Kind wird in der Regel durch ein einzelnes Mitglied der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde angehört.

3 Verzichtet die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde entgegen dem Wunsch des Kindes auf die Anhörung, eröffnet sie dies dem urteilsfähigen Kind in einem Entscheid.

Als Konsequenz aus den Prüfungsaufträgen der Grossräte Roland Basler und Ivica Petrušić (vgl. Ziffer 2.2.2) schlägt der Regierungsrat einen neuen § 64b nEG ZGB vor. Daher muss die Marginalie von § 64a nEG ZGB, der die Anhörung von Erwachsenen betrifft, zur Klärung ergänzt werden. Im neuen § 64b nEG ZGB soll das Vorgehen bei der Kindesanhörung gemäss Art. 314a nZGB konkretisiert werden.

Absatz 1 beruht auf der Erkenntnis, dass Kinder seltener auf eine Anhörung verzichten, wenn ihnen ein konkreter Anhörungstermin vorgeschlagen wird, an dem sie mündlich über ihre Rechte informiert werden können (Büchler/Simoni, Kinder und Scheidung: Der Einfluss der Rechtspraxis auf familiäre Übergänge, Zürich/Chur 2009). In der Regel soll jedes Kind ab dem Alter von sechs Jahren (gemäss derzeitiger Rechtsprechung des Bundesgerichts) angehört werden, wobei das Kind aber auf eine Anhörung verzichten kann.

Absatz 2 geht davon aus, dass die Anhörung durch eine Einzelperson in der Regel kindgerechter sein dürfte als eine solche durch ein Dreiergremium.

Absatz 3 bezweckt sicherzustellen, dass die KESB das Kind nach seinen Wünschen in Bezug auf eine Anhörung befragt. Entscheidet sie sich gegen den vom Kind geäusserten Wunsch, eine Anhörung durchzuführen, muss sie dies in einem Entscheid eröffnen, den das urteilsfähige Kind anfechten kann (Art. 314a Abs. 3 nZGB).
1.4.9 § 65b Abs. 3 und 4 nEG ZGB

§ 65b Abs. 3 und 4
3 Keine Gerichtskosten werden erhoben in erster Instanz im Zusammenhang mit Art. 419 ZGB, es sei denn, das Verfahren ist mutwillig oder leichtfertig veranlasst oder dessen Durchführung in rechtlich vorwerfbarer Weise erschwert worden.
4 Im Übrigen, insbesondere bei der Kostenverteilung, im Beschwerdeverfahren, für die Parteientschädigung sowie die unentgeltliche Rechtspflege, sind die Bestimmungen der Zivilprozessordnung zu den Kosten anwendbar.
Wie im Erwachsenenschutzverfahren (vgl. § 65a Abs. 3 lit. a nEG ZGB) soll die Kostenlosigkeit auch in jenen erstinstanzlichen Kindesschutzverfahren gelten, in welchen verbeiständete Kinder und Jugendliche sich gegen Handlungen und Unterlassungen der Beiständin oder des Beistands in Verfahren gemäss Art. 419 nZGB äussern. Deshalb wird in § 65b nEG ZGB ein neuer Absatz 3 eingefügt, der inhaltlich der erwähnten Regelung im Erwachsenenschutzrecht entspricht. Im Übrigen sei auch auf § 13 und § 15 Abs. 3 VKD verwiesen, welche vorsehen, dass in bestimmten Fällen ganz oder teilweise auf die Erhebung von Kosten verzichtet werden kann (vgl. unten Ziffer 4.2). Aufgrund des Einschubs eines neuen Absatzes wird der bisherige Absatz 3 neu zu Absatz 4.
1.4.10 § 67 Abs. 3 nEG ZGB

§ 67 Abs. 3
3 Der Regierungsrat regelt die fachlichen Anforderungen an die Beiständinnen und Beistände, deren Aktenführung sowie die Ablage und Prüfung der Rechnungen durch Verordnung.

Nicht nur die Ablage von Bericht und Rechnung durch die Beiständin oder den Beistand bedarf – wie bisher – einer Regelung, sondern auch die Aktenführung. Insbesondere nach Abschluss eines Mandats können sich Fragen über das Schicksal der angelegten Akten ergeben. In der neuen V KESR sollen entsprechende Detailregelungen getroffen werden. Um die in § 67 Abs. 3 nEG ZGB in der Version für die 1. Beratung bereits enthaltene Delegationsnorm nicht zu strapazieren, wird die Ergänzung betreffend die Aktenführung durch die Bei​ständinnen und Beistände vorgeschlagen.
1.4.11 § 67s 

§ 67s [Erfahrungsaustausch und Praxisentwicklung]
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde sorgt für eine effiziente und wirkungsvolle Zusammenarbeit zwischen ihr, den Gemeinden, den mit den Abklärungen betrauten Personen sowie den Beiständinnen und Beiständen. 
2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten durch Verordnung.

Bereits in der Botschaft zur 1. Beratung (vgl. dort Ziffern 8.5.5 und 8.9.4) wurde im Zusammenhang mit den sich aus der vorgesehenen Organisation (Familiengericht als KESB – Gemeindezuständigkeit für Abklärungen und Mandatsführung) ergebenden Schnittstellen zwischen den verschiedenen an der Umsetzung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts beteiligten Instanzen und Personen viel Wert darauf gelegt, dass die Verfahrensabläufe und die Zusammenarbeit einer regelmässigen Überprüfung und Optimierung unterzogen werden müssen. Erfahrungen sollen ausgetauscht und die Praxis kontinuierlich weiterentwickelt 
werden. In der V KESR sollen die entsprechenden Regelungen ausgeführt werden. In Ergänzung dazu muss eine entsprechende Delegationsnorm im nEG ZGB aufgenommen werden. 
Der neue Paragraf kommt zwischen den in der 1. Beratung beschlossenen §§ 67r und 67s zu stehen, weshalb der bereits beschlossene § 67s sowie der nachfolgende § 67t umnummeriert werden und daher neu § 67t und § 67u lauten. Das hat zur Folge, dass auch die Ver​weisung in der Fremdänderung in § 29 Abs. 2 des Gesundheitsgesetzes (GesG) vom 20. Januar 2009 entsprechend anzupassen ist.
1.4.12 § 67u Abs. 1 und 3 nEG ZGB
§ 67u Abs. 1 und 3
1 Hat der Kanton Schadenersatz oder Genugtuung gemäss Art. 454 ZGB geleistet, kann er gegen die Mitglieder und Mitarbeitenden der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde sowie die von der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde als Beiständinnen und Beistände ernannten Privatpersonen Rückgriff nehmen, sofern diese den Schaden vorsätzlich oder grobfahrlässig verursacht haben.

3 Unter Vorbehalt von § 17 des Haftungsgesetzes (HG) vom 24. März 2009 sind Rückgriffsansprüche beim (…) Verwaltungsgericht (…) geltend zu machen.

Bei § 67u handelt es sich inhaltlich um den bereits in 1. Beratung beschlossenen § 67t. Aufgrund des Einschubs eines neuen § 67s musste eine Umnummerierung vorgenommen werden (vgl. oben § 67s).
Eine Anpassung in Absatz 1 ist erforderlich im Zusammenhang mit § 66 nEG ZGB, im Rahmen dessen die Kommission JUS beantragt hatte, die "privaten Beiständinnen und Beistände" als "Privatpersonen" zu bezeichnen. Diese Änderung wurde vom Grossen Rat in 1. Beratung beschlossen. Daher wird § 67u Abs. 1 entsprechend angepasst.
Auch in Absatz 3 wird auf die Abteilungsbezeichnung abgestellt, um eine Einheitlichkeit der Begriffe herzustellen (vgl. unten § 67q Abs. 1 nEG ZGB).
1.5 Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz (EG ZGB): Teil "Fürsorgerische Unterbringung (FU)"
1.5.1 § 67a Abs. 1 nEG ZGB

§ 67a Abs. 1
1 In Einrichtungen mit ärztlicher Leitung gelten die diensthabenden Kaderärztinnen und Kaderärzte (…) als ärztliche Leitung (427 Abs. 1).
In der Botschaft zur 1. Beratung wurden neben den Kaderärztinnen und Kaderärzten (Oberärztinnen und Oberärzte sowie höhere Chargen) auch die Heimärztinnen und Heimärzte für zuständig erklärt, eine an einer psychischen Störung leidende Person, die freiwillig in eine Einrichtung eingetreten ist, für längstens drei Tage am Verlassen der Einrichtung zu hindern. 
Die Überprüfung dieser Kompetenz hat zwischenzeitlich ergeben, dass Heimärztinnen und Heimärzte die Anforderungen an eine ärztliche Leitung gemäss Art. 427 Abs. 1 nZGB nicht erfüllen. In diesem Sinn wird vorgeschlagen, nur noch die Kaderärztinnen und Kaderärzte als zuständig zu bezeichnen (vgl. auch Daniel Rosch, in: Daniel Rosch/Andrea Büchler/Domi​nique Jakob, Das neue Erwachsenenschutzrecht, Basel 2011, Art. 427 N 5). 
In Einrichtungen ohne eine ärztliche Leitung kann eine freiwillig eingetretene Person nur mittels eines Unterbringungsentscheids am Verlassen der Einrichtung gehindert werden (KESB gemäss Art. 428 Abs. 1 nZGB oder Ärzteschaft gemäss Art. 429 nZGB in Verbindung mit § 67c nEG ZGB). 

1.5.2 § 67c Abs. 1 und 2 nEG ZGB
§ 67c Abs. 1 und 2
1 Alle kantonalen Amtsärztinnen und Amtsärzte und, wenn Gefahr im Verzug ist, die im Kanton niedergelassenen, zur Berufsausübung berechtigten Ärztinnen und Ärzte, die Kaderärztinnen und Kaderärzte sowie die Heimärztinnen und Heimärzte der überweisenden Einrichtung können eine fürsorgerische Unterbringung einer volljährigen Person für längstens sechs Wochen anordnen (429).

2 Das Gleiche gilt für die fürsorgerische Unterbringung einer minderjährigen Person zur Behandlung einer psychischen Störung (314b).
Art. 429 nZGB gibt den Kantonen die Kompetenz, geeignete Ärzte und Ärztinnen zu bezeichnen, die eine fürsorgerische Unterbringung während einer vom kantonalen Recht festgelegten Dauer anordnen dürfen. Die Dauer darf höchstens sechs Wochen betragen. Die sechs Wochen sind die Maximalfrist; die betroffene Person wird entlassen, sobald die Voraussetzungen für die Unterbringung nicht mehr erfüllt sind (Art. 426 Abs. 3 nZGB). 
Während das geltende Recht die ärztliche Zuständigkeit zur Unterbringung psychisch kranker Unmündiger klar regelt (Art. 314a Abs. 3 ZGB in Verbindung mit § 67b Abs. 2 EG ZGB), legt Artikel 314b des neuen ZGB lediglich fest, dass die Bestimmungen des Erwachsenenschutzes über die fürsorgerische Unterbringung sinngemäss anwendbar sind, wenn eine minderjährige Person in einer psychiatrischen Klinik oder geschlossenen Einrichtung untergebracht werden muss. Die Botschaft des Bundesrats hält jedoch fest, dass die ärztliche Unterbringung gemäss Art. 429 nZGB auch bei Minderjährigen gegeben ist (vgl. BBl 2006, Seite 7104).
In § 67c macht der Kanton Aargau von seiner in Artikel 429 nZGB vorgesehenen Kompetenz Gebrauch, Ärztinnen und Ärzte zu bezeichnen, die eine fürsorgerische Unterbringung (FU) für die Dauer von höchstens sechs Wochen anordnen. Der neue Absatz 2 stellt lediglich klar, dass die ärztliche Zuständigkeit zur Unterbringung von Minderjährigen in einer psychiatrischen Klinik gegeben ist und sich auf jene Fälle beschränkt, in denen die minderjährige Person an einer psychischen Störung leidet. Die Beurteilung einer Unterbringung einer minderjährigen Person, die nicht aus psychiatrischen, sondern überwiegend aus pädagogischen oder aus bei den Eltern liegenden Gründen angezeigt ist, ist dagegen einzig der interdisziplinär zusammengesetzten KESB zu überlassen und nicht der Ärzteschaft. Zu diesem Schluss kommt auch der Bericht von Prof. Dr. Michelle Cottier, Universität Basel, vom August 2011, der im Zusammenhang mit dem § 67f nEG ZGB in Auftrag gegeben wurde (vgl. unten Zif​fer 3.3.4).
1.5.3 § 67d Abs. 3 nEG ZGB

§ 67d Abs. 3
3 Wird innert der sechswöchigen Frist gemäss § 67c eine ärztliche Einweisung oder eine Ablehnung der Entlassung durch die Einrichtung in einem gerichtlichen Verfahren materiell überprüft und bestätigt, erübrigt sich ein Unterbringungsentscheid der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde nach Art. 429 Abs. 2 ZGB.
Präzisierend wird festgehalten, dass ein materieller Entscheid gefällt worden sein muss, damit sich ein Unterbringungsentscheid der KESB erübrigt. Ein formeller Entscheid würde demgegenüber nicht ausreichen.
1.5.4 § 67f Abs. 1 und 2 nEG ZGB (aufgehoben)
Prof. Dr. Michelle Cottier, Universität Basel, erstellte einen Bericht zum aktuellen Stand der Diskussion zu Artikel 434. 
Art. 434 nZGB regelt die Behandlung ohne Zustimmung bei Erwachsenen im Rahmen der FU zur Behandlung einer psychischen Störung. Laut dieser Bestimmung kann bei fehlender Zustimmung der betroffenen Person die Chefärztin oder der Chefarzt der Abteilung die im Behandlungsplan vorgesehenen medizinischen Massnahmen unter bestimmten, in Art. 434 Abs. 1 Ziffern 1–3 nZGB aufgeführten, kumulativ zu erfüllenden Bedingungen schriftlich anordnen. Darüber hinaus geht die Lehre davon aus, dass die Chefärztin oder der Chefarzt diese Kompetenz an Oberärztinnen und Oberärzte wird delegieren können, da diese über die nötige Erfahrung verfügen. 
Prof. Dr. Michelle Cottier gelangt in ihrem Bericht zum Ergebnis, dass die Zuständigkeit zur Anordnung einer Behandlung ohne Zustimmung gemäss Art. 434 nZGB bundesrechtlich geregelt ist und es daher bundesrechtlich nicht zulässig ist, dass Heimärztinnen und Heimärzte, Amtsärztinnen und Amtsärzte sowie Ärztinnen und Ärzte, die im Kanton niedergelassen und zur Berufsausübung berechtigt sind, eine medizinische Massnahme ohne Zustimmung der betroffenen Person unter FU gemäss Art. 434 nZGB schriftlich anordnen dürfen. § 67f nEG ZGB gemäss der Botschaft zur 1. Beratung ist daher zu streichen respektive aufzuheben.
Die Begründung erfolgt aufgrund der Systematik der Vertretungsrechte im neuen Bundesrecht: Das neue Bundesrecht regelt in Art. 377 nZGB detailliert, wie und in welcher Reihenfolge die Vertretung einer urteilsunfähigen Person bei medizinischen Massnahmen zu erfolgen hat. Diese allgemeinen, für die Vertretung von Urteilsunfähigen anwendbaren Regelungen von Art. 377 nZGB gelangen jedoch nicht zur Anwendung bei der Behandlung einer psychischen Störung unter FU in einer psychiatrischen Klinik. Dort ist eine Patientenverfügung nicht verbindlich, sondern lediglich zu berücksichtigen (vgl. Art. 380 in Verbindung mit Art. 433 Abs. 3 Satz 2 nZGB), weshalb es möglich ist, sich über eine Patientenverfügung oder den Willen der gemäss Art. 378 nZGB zuständigen vertretungsberechtigten Person hinwegzusetzen, während nach den allgemeinen Regeln die Ärzteschaft grundsätzlich an diese gebunden ist. Vor diesem Hintergrund ist "Chefärztin oder der Chefarzt der Abteilung" gemäss Art. 434 nZGB auszulegen. Die in einer Klinik tätige Chefärztin oder der Chefarzt 
der Abteilung – und aufgrund einer Delegation auch die Oberärztinnen und Oberärzte – haben bundesrechtlich die Kompetenz, medizinische Massnahmen ohne Zustimmung der 
betroffenen Person unter FU anzuordnen. Eine allfällige Patientenverfügung ist dabei lediglich zu berücksichtigen.
Demgegenüber knüpfte § 67f nEG ZGB ans Kriterium an, ob eine FU besteht, und regelte daher auch für Institutionen, die keine Kliniken sind (beispielsweise Wohnheime), die Zuständigkeit zur Anordnung einer Behandlung ohne Zustimmung. Daher wurden die Amtsärztinnen und Amtsärzte etc. für zuständig erklärt, medizinische Massnahmen ohne Zustimmung der betroffenen Person unter FU anzuordnen.
Die Aufhebung von § 67f nEG ZGB hat Auswirkungen auf § 67l nEG ZGB, wie nachfolgend unter Ziffer 3.3.5 aufgezeigt wird.

1.5.5 § 67l Abs. 1 und 4 nEG ZGB

§ 67l Abs. 1 und 4
1 Ist die Einrichtung für die Entlassung zuständig, legen in Einrichtungen mit ärztlicher Leitung die diensthabenden Kaderärztinnen und Kaderärzte (…) die Nachbetreuung fest.
4 In Einrichtungen ohne ärztliche Leitung richtet sich die Nachbetreuung nach § 67m. 

Die Aufhebung von § 67f und die Änderung von § 67a Abs. 1 nEG ZGB haben Auswirkungen auf die Regelung der Nachbetreuung gemäss § 67l nEG ZGB. 

Neu sollen in Einrichtungen mit ärztlicher Leitung nur noch die Kaderärztinnen und Kaderärzte die Nachbetreuung festlegen (vgl. neuer Absatz 1). Als Folge davon soll in Einrichtungen ohne ärztliche Leitung neu die KESB die Nachbetreuung festlegen, weshalb ein neuer Absatz 4 vorgeschlagen wird.
In der Botschaft zur 1. Beratung wurden gemäss § 67l Abs. 1 nEG ZGB in Einrichtungen mit ärztlicher Leitung neben den Kaderärztinnen und Kaderärzten auch die Heimärztinnen und Heimärzte und in Einrichtungen ohne ärztliche Leitung die Amtsärztinnen und Amtsärzte für zuständig erklärt, die Nachbetreuung festzulegen. Nachdem die Heimärztinnen und Heimärzte sowie die Amtsärztinnen und Amtsärzte nicht mehr – wie in § 67f nEG ZGB der Botschaft zur 1. Beratung noch vorgesehen – eine Behandlung gegen den Willen der betroffenen Personen anordnen dürfen, macht es keinen Sinn mehr, wenn sie Nachbetreuungen gemäss § 67l Abs. 1 nEG ZGB sollen anordnen dürfen. Die Festlegung einer Nachbetreuung ist ein weitreichender Eingriff in die Rechte der betroffenen Person, weshalb der Rechtsschutz unbedingt gewahrt werden muss. Dies wäre mit der nun nur noch verbleibenden Kompetenz zur Anordnung der Nachbetreuung durch Heimärztinnen und Heimärzte und Amtsärztinnen und Amtsärzte nicht mehr sichergestellt, weil diese Fälle äusserst selten sind. Deshalb soll neu die KESB in diesen äussert seltenen Fällen für die Nachbetreuung zuständig sein. Die entlassende Einrichtung hat der KESB im konkreten Fall die Notwendigkeit der Nachbetreuung zu unterbreiten.
1.5.6 § 67q Abs. 1 nEG ZGB

§ 67q Abs. 1
1 Das … Verwaltungsgericht … entscheidet als Kollegialgericht über Beschwerden gegen eine fürsorgerische Unterbringung einer volljährigen Person, eine fürsorgerische Unterbringung einer minderjährigen Person zur Behandlung einer psychischen Störung, eine Zurückbehaltung, eine Abweisung eines Entlassungsgesuchs, eine Behandlung einer psychischen Störung ohne Zustimmung, eine Massnahme zur Einschränkung der Bewegungsfreiheit im Rahmen einer fürsorgerischen Unterbringung sowie eine angeordnete Nachbetreuung oder ambulante Massnahme, und deren Vollstreckung.

Um eine Einheitlichkeit der Begriffe herzustellen, wird auf die Abteilungsbezeichnungen abgestellt. "Obergericht (Abteilung Verwaltungsgericht)" wird deshalb abgeändert in "Verwaltungsgericht".

Es entspricht bereits der heutigen Praxis des Verwaltungs- und Obergerichts, dass für die Beurteilung der Unterbringung einer minderjährigen Person zur Behandlung einer psychischen Störung in einer psychiatrischen Klinik das Verwaltungsgericht zuständig ist. Dies gilt auch für die übrigen Anordnungen im Zusammenhang mit der FU von minderjährigen Personen zur Behandlung einer psychischen Störung (beispielsweise Abweisung Entlassungsgesuch). Für die Beurteilung einer Unterbringung in einer geschlossenen Einrichtung, die nicht aus psychiatrischen, sondern überwiegend aus pädagogischen oder aus bei den Eltern liegenden Gründen angezeigt ist, ist die Vormundschaftskammer beziehungsweise neu die Kindes- und Erwachsenenschutzkammer des Obergerichts zuständig. Der Vollständigkeit halber wird dies in § 67q Absatz 1 nEG ZGB neu aufgenommen. 

Ebenso der Vollständigkeit halber wird neu klargestellt, dass das Verwaltungsgericht auch zuständig ist für die Beurteilung von Beschwerden gegen Vollstreckungsentscheide, die in den genannten Bereichen ergehen.
1.6 Fremdänderung
1.6.1 Einführungsgesetz zur Schweizerischen Zivilprozessordnung (EG ZPO) vom 23. März 2010 (SAR 221.200)
§ 21a EG ZPO [Vorgehen bei Kindesanhörung gemäss Art. 298 ZPO]
1 Das Gericht lädt das Kind zur Anhörung ein, orientiert es in altersgerechter Weise über seine Rechte und hört es an.

2 Das Kind wird in der Regel durch ein einzelnes Mitglied des Gerichts angehört.

3 Verzichtet das Gericht entgegen dem Wunsch des Kindes auf die Anhörung, eröffnet es dies dem urteilsfähigen Kind in einem Entscheid.

Als Konsequenz aus den Prüfungsaufträgen der Grossräte Roland Basler und Ivica Petrušić (vgl. Ziffer 2.2.2) und dem daraus resultierenden neuen § 64b nEG ZGB (vgl. Ziffer 3.2.8) schlägt der Regierungsrat einen neuen § 21a EG ZPO vor. 
Diese Bestimmung soll sicherstellen, dass das für die Kindesschutzverfahren definierte Vorgehen auch in familienrechtlichen Verfahren, die gemäss den Verfahrensregeln der ZPO geführt werden (vgl. insbesondere Art. 298 ZPO), zur Anwendung gelangt. 
Dies drängt sich auf, damit die Kinder, über die im Rahmen von Scheidungsverfahren entschieden wird, gegenüber Kindern im Verfahren vor der Kindesschutzbehörde nicht ungleich behandelt werden.
1.6.2 Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG) vom 4. Dezember 2007 (SAR 271.200)

§ 14 Abs. 3 lit. a VRPG
3 Unter Vorbehalt von Sonderbestimmungen in anderen Erlassen können vor den Verwaltungsjustizbehörden, ausgenommen dem Versicherungsgericht, nur Anwältinnen oder Anwälte eine Partei verbeiständen oder vertreten. Hievon sind ausgenommen
a)
das Handeln eines Ehegatten für den andern, von eingetragenen Partnern füreinander, von Eltern für volljährige Kinder und umgekehrt sowie von Geschwistern füreinander,

Am 1. Januar 2011 ist eine Änderung von § 14 Abs. 3 VRPG in Kraft getreten, die den Begriff "mündig" enthält. Dieser ist dem neuen Recht anzupassen.
Dekrete

1.7 Dekret über die Entschädigung der nebenamtlichen Richterinnen und Richter vom 21. September 2010 (SAR 155.560)
Mit der Schaffung von Familiengerichten an den Bezirksgerichten geht die neue Funktion der nebenamtlichen Fachrichterinnen und Fachrichter des Kindes- und Erwachsenenschutzes einher. Deren Entschädigung bedarf einer Regelung im Entschädigungsdekret. Weil dieses Dekret auch aufgrund des neuen GOG zahlreiche Änderungen erfährt, wird es nicht aufgestückelt und in zwei Vorlagen behandelt, sondern umfassend in der Botschaft zur 2. Beratung zum nGOG.
1.8 Dekret über die Verfahrenskosten (Verfahrenskostendekret, VKD) vom 24. November 1987 (SAR 221.150)
Auch das Verfahrenskostendekret erfährt nebst den Änderungen, die sich durch das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht ergeben, zusätzliche Anpassungen aufgrund der neuen Begrifflichkeiten des revidierten GOG. Alle notwendigen Änderungen werden nachfolgend hier abgehandelt.
Zudem werden geringfügige Nachbesserungen jener Fremdänderungen vorgenommen, die im Zug des Erlasses des EG ZPO erfolgt waren (Marginalien der §§ 6, 7 und 8 VKD). Zusätzlich ist in der Marginalie des § 8 VKD der Begriff der vorsorglichen Beweisabnahme zu streichen, da diese gemäss ZPO ohnehin im summarischen Verfahren stattfindet (Art. 158 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 248 lit. d ZPO).
§ 6 VKD
§ 6 Marginalie [1. Verfahren vor den Schlichtungsbehörden]

[…]
§ 7 VKD
§ 7 Marginalie [2. Ordentliches und vereinfachtes Verfahren]

[…]
§ 8 VKD
§ 8 Marginalie und Abs. 1 [3. Summarisches Verfahren … ]

1 Die Entscheidgebühr für die Durchführung des summarischen Verfahrens beträgt Fr. 200.– bis Fr. 12'000.–. In familienrechtlichen Streitsachen und in Verfahren gemäss Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz, PartG) vom 18. Juni 2004 beträgt sie Fr. 50.– bis Fr. 1'500.–.
In den §§ 6–8 VKD wird zunächst die bisher übersehene falsche Nummerierung der Marginalien korrigiert und in § 6 VKD eine Anpassung an das neue GOG vorgenommen.
Folgende Änderung des Kostenrahmens ergibt sich aufgrund des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts (§ 8 Abs. 1 VKD): Die Verfahren des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts werden – soweit nicht das Bundesrecht und das nEG ZGB das Verfahren regeln – primär nach den Vorschriften des summarischen Verfahrens durchgeführt (vgl. § 60c nEG ZGB). Soweit diese Verfahren Kostenfolgen haben, kommt in Bezug auf deren Bemessung § 8 VKD zur Anwendung. Für familienrechtliche Verfahren beträgt die Minimalgebühr in der bis anhin geltenden Fassung Fr. 200.–, die Maximalgebühr Fr. 1'500.–. Während die Höchstgebühr auch für die Verfahren des Kindes- und Erwachsenenschutzes angemessen erscheint, erachtet der Regierungsrat die Minimalgebühr als zu hoch. Für einfache und kurze Verfahren, insbesondere des Einzelrichters wie beispielsweise die Zustimmung zu Rechtshandlungen eines Ehegatten im Rahmen der ausserordentlichen Vermögensverwaltung (Art. 374 Abs. 3 nZGB; vgl. § 60b Abs. 3 lit. c nEG ZGB), sollte die Minimalgebühr reduziert werden. Der Regierungsrat schlägt als Mindestgebühr Fr. 50.– vor. Der Vergleich mit anderen Kantonen (Basel-Stadt, Luzern, Nidwalden, Schaffhausen, Schwyz, Zürich, Zug) zeigt, dass sich der Kanton Aargau mit dem vorgeschlagenen Gebührenrahmen im Mittelfeld bewegt (zum Beispiel Basel-Stadt: Fr. 35.– bis Fr. 1'700.–; Zürich: Fr. 20.– bis Fr. 2'000.–; Zug: Fr. 50.– bis Fr. 440.–; Luzern: Fr. 200.– bis Fr. 15'000.–).

§ 14 VKD
§ 14 Abs. 2 lit. b und d, Abs. 3
2 Vorbehalten bleiben folgende Gebührenansätze:
b) 
Hinterlegung, Wiederaushändigung oder Übermittlung an eine andere Behörde einer letztwilligen Verfügung, eines Erbvertrages, eines Vorsorgeauftrages oder einer Patientenverfügung einmalig: Fr. 39.–
d) 
Ausstellung eines Handlungsfähigkeitszeugnisses: Fr. 20.–
3 Bei einfachen Entscheiden und Vorkehren kann im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht ganz oder teilweise auf die Erhebung einer Entscheidgebühr verzichtet werden.
§ 14 VKD kommt bisher in erster Linie im Erbrecht zur Anwendung, wenn Verfahren direkt gestützt auf das ZGB durchgeführt beziehungsweise Handlungen direkt gestützt auf das ZGB ausgeführt werden (zum Beispiel Ausstellen einer Erbenbescheinigung, Anordnen 
eines öffentlichen Inventars). Die Durchsicht der Liste der KOKES über die Aufgaben der KESB zeigt, dass es neben den Angelegenheiten, die sich eindeutig dem summarischen Verfahren zuweisen lassen, auch Beschlüsse, Vorkehren oder Tätigkeiten der KESB gibt, die kein eigentliches Verfahren darstellen, aber über reine Handlungen wie beispielsweise die Instruktion, Beratung und Unterstützung der Beiständinnen und Beistände hinausgehen. In diesen Fällen wird § 14 VKD angewendet. Zu denken ist in diesem Zusammenhang beispielsweise an die Anordnung eines öffentlichen Inventars (Art. 405 nZGB), die Entbindung von der Pflicht zur Ablage der Schlussrechnung und des Schlussberichts (Art. 425 nZGB), die Entgegennahme der Zustimmungserklärung der Eltern zur Adoption (Art. 265a ZGB), die Zustimmung der KESB zur Adoption eines bevormundeten Kindes (Art. 265 ZGB), die Entgegennahme des Kindesvermögensinventars nach dem Tod eines Elternteils (Art. 318 Abs. 2 nZGB) oder die Ausstellung eines Handlungsfähigkeitszeugnisses. Die Minimalgebühr beträgt bereits heute Fr. 50.–; es besteht deshalb kein Änderungsbedarf (vgl. oben § 8 VKD). 

Absatz 2
In § 14 Abs. 2 VKD werden gewisse Einzelgebühren festgehalten. Die Höhe derselben wurde erst kürzlich (per 1. Januar 2003) an die Teuerung angepasst und soll deshalb nicht verändert werden. § 14 Abs. 2 VKD erfährt aber eine Ergänzung um zwei Tatbestände, die für die Bevölkerung von grosser praktischer Bedeutung sind und regelmässig vorkommen werden. Künftig werden Vorsorgeaufträge und Patientenverfügungen bei der KESB hinterlegt werden können. Dieser Vorgang entspricht der Hinterlegung einer letztwilligen Verfügung oder eines Erbvertrags beim Bezirksgericht, so dass die Erhebung der gleichen Gebühr von Fr. 39.– angemessen erscheint. § 14 Abs. 2 lit. b VKD wird deshalb entsprechend ergänzt. 
Ferner wird in Zukunft das Familiengericht als KESB anstelle des Gemeinderats über die Beschränkung der Handlungsfähigkeit entscheiden. Dementsprechend wird sie auch Handlungsfähigkeitszeugnisse auszustellen haben. Gemäss der weitverbreiteten heutigen Gebühr von Fr. 20.– wird vorgeschlagen, den gleichen Betrag im VKD zu verankern. Andere Tatbestände, die in Absatz 2 speziell erwähnt werden sollten, drängen sich nicht auf.

Absatz 3
Im Gegensatz zu den Gebühren nach § 8 VKD, die gestützt auf § 13 VKD reduziert werden können, kennen die Gebühren nach § 14 VKD bis anhin keine Reduktions- oder Verzichtsmöglichkeiten. Es erscheint jedoch notwendig, eine Möglichkeit der Reduktion und des Verzichts zu schaffen, damit gewisse Vorgänge, die zwar über reine Tätigkeiten hinausgehen, aber dennoch keine Verfahren im eigentlichen Sinn darstellen, kostenlos durchgeführt werden können (zum Beispiel Entgegennahme der Zustimmungserklärung der Eltern zur Adoption [Art. 265a ZGB]). Nachdem das VKD eine solche Möglichkeit bisher nicht vorsah, für das Kindes- und Erwachsenenschutzrecht aber eine solche nötig ist, wird sie explizit auf dieses beschränkt. Da eine Auflistung der denkbaren Fälle in der Regel mehr Lücken schafft als schliesst, werden nicht konkrete Tatbestände genannt, sondern die Reduktions- und Verzichtsmöglichkeiten abstrakt mit "einfache Entscheide und Vorkehren" umschrieben.
§ 17 VKD
§ 17 Marginalie [3. Verfahren vor … Bezirksgericht … ]
[…]
In § 17 VKD ist die Bezeichnung der fraglichen Instanzen an die Begrifflichkeiten des neuen GOG anzupassen (vgl. Botschaft zur 2. Beratung GOG). 

§ 21 VKD
§ 21 Abs. 1 [7. Revisionsverfahren]
1 Wird ein Revisionsgesuch abgewiesen, so beträgt die Gerichts​gebühr Fr. 65.– bis Fr. 1'300.–, im Jugendstrafverfahren Fr. 26.– bis Fr. 390.–.
Die Wiederaufnahme nach dem früheren kantonalen Zivilprozessrecht wurde von der Revision gemäss den Art. 328 ff. ZPO abgelöst. Die beim Erlass des EG ZPO übersehene Fremdänderung ist hier nachzuholen.
§ 22 VKD
§ 22 Abs. 1 lit. b, d und e, Abs. 2
1 In der Verwaltungsrechtspflege betragen die Staatsgebühren:
b) 
für das Verfahren vor dem Spezialverwaltungsgericht: Fr. 26.- bis Fr. 6'510.-
d) 
für das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht in ausländerrechtlichen Angelegenheiten: Fr. 26.– bis Fr. 6'510.–
e) 
für das Verfahren vor dem Versicherungsgericht: Fr. 100.– bis Fr. 1'000.–
2 Das Verwaltungsgericht … kann in den bei ihm hängigen Fällen die von der Vorinstanz festgesetzten Gebühren reduzieren.
In § 22 VKD sind zunächst die Bezeichnungen der fraglichen Instanzen an die Begrifflichkeiten des neuen GOG anzupassen (vgl. Botschaft zur 2. Beratung GOG). Dies betrifft Absatz 1 Litera b, d und e sowie Absatz 2. Damit die Abfolge betreffend die Verfahren vor Verwaltungsgericht logisch ist, wurde der bisherige Litera e zur neuen Litera d. Er schliesst somit an den Litera c an, der auch Verfahren vor dem Verwaltungsgericht behandelt. Der Gebührenrahmen in Litera d wurde dabei unverändert aus der bisherigen Litera e übernommen.
In § 22 Abs. 1 lit. e VKD wird der Gebührenrahmen für Verfahren vor dem Versicherungsgericht neu festgesetzt (bis anhin § 22 Abs. 1 lit. d VKD). Per 1. Juli 2006 wurde von Bundesrechts wegen die Kostenpflicht für IV-Verfahren eingeführt. Nach Art. 69 Abs. 1bis des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (IVG) vom 19. Juni 1959 gilt:
"Abweichend von Art. 61 Buchstabe a ATSG ist das Beschwerdeverfahren bei Streitigkeiten um die Bewilligung oder die Verweigerung von IV-Leistungen vor dem kantonalen Versicherungsgericht kostenpflichtig. Die Kosten werden nach dem Verfahrensaufwand und unabhängig vom Streitwert im Rahmen von 200.00 -1'000.00 Franken festgelegt." 
Der neue Gebührenrahmen orientiert sich an diesem für IV-Leistungsstreitigkeiten vorgesehenen Rahmen, lässt aber am unteren Rand weiterhin die im Bereich der Prämienverbilligungen vom Versicherungsgericht bisher auferlegte Gebühr von Fr. 100.– zu. Auf die bisherige einschränkende Ergänzung ("soweit nach Bundesrecht eine Gebühr erhoben wird") kann verzichtet werden. 
Einerseits ist sie unnötig, weil ohnehin keine Gebühr erhoben werden kann, wenn das Bundesrecht die Kostenlosigkeit vorschreibt. Anderseits ergäben sich daraus Probleme bei der Gebührenerhebung für Prämienverbilligungsfälle, nachdem der Bund hier die Kostenpflicht gerade nicht vorschreibt. Ebenfalls abgedeckt wären diejenigen Fälle, in denen das Bundesrecht ausnahmsweise wegen bös- oder mutwilliger Prozessführung eine Gebührenerhebung zulässt. Da die Änderung des Bundesrechts bisher keinen Eingang in das VKD gefunden hat, ist dies im Rahmen der jetzigen Anpassungen des VKD nachzuholen.

§ 24 VKD
§ 24 Abs. 1 
1 Für das aufsichtsrechtliche Verfahren kann bei mutwilliger Anzeige oder Beschwerdeführung sowie bei Ausfällung einer Disziplinarstrafe oder Anordnung einer Massnahme eine Gebühr von Fr. 100.– bis Fr. 1'500.– erhoben werden.
Auch in § 24 VKD sind die Bezeichnungen der fraglichen Instanzen an die Begrifflichkeiten des neuen GOG anzupassen (vgl. Botschaft zur 2. Beratung GOG). 

1.9 Dekret über die Beteiligung der Gemeinden am Personalaufwand der Volksschulen und Kindergärten (Gemeindebeteiligungsdekret, GbD) vom 22. Februar 2005 (SAR 411.250)
§ 4 Abs. 2
2 Von diesem Anteil werden für den Ausgleich der NFA-Gesamtbilanz Kanton – Gemeinden jährlich 102,858 Millionen Franken in Abzug gebracht.
Die nachfolgende Tabelle zeigt, dass die Zusatzkosten und der Mehrbedarf aufgrund des neuen Bundesrechts insgesamt 17,585 Millionen Franken betragen, wovon die Personal- und Gemeinkosten für die neuen KESB 12,5 Millionen Franken ausmachen (vgl. Botschaft zur 1. Beratung, Ziffer 11.1). 
Der Regierungsrat schlägt vor, dass der Kanton die eine Hälfte der 12,5 Millionen Franken beziehungsweise der Personal- und Gemeinkosten der KESB übernimmt und die Gemeinden die andere Hälfte (je 6,25 Millionen Franken oder 50 % von 12,5 Millionen Franken). 
Zusammengefasst sollen der Mehrbedarf und die Zusatzkosten aufgrund des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts somit wie folgt zwischen Kanton und Gemeinden aufgeteilt werden: 

[image: image1.emf]Anzahl Kosten

Stellen

Kindes- und Erwachsenen-        

schutzbehörden (Ziff. 6.4.2)                                   

70 12'500'000 6'250'000 6'250'000

Immobilien (Ziff. 6.7.1) 1'220'000 1'220'000

Ressourcenmanagement/Controlling 

KESB (Ziff. 6.5)

2 320'000 320'000

Obergericht (Zivilgericht): Aufsichts- 

und Beschwerdeinstanz, Ziff. 7.3                                               

- Zusätzliche Stellen                                                

1.15 190'000 190'000

Obergericht (Verwaltungsgericht): 

Rechtsmittel FU; Ziff. 9.9.3

- Zusätzliche Stellen  2.4 530'000 530'000

- Entschädigung nebenamtliche

  Richter/innen

240'000 240'000

- Entschädigung Psychiater/innen 200'000 200'000

Informatik (Ziff. 6.7.2)                                                                                                                       

Zusätzliche Stellen 0.6 85'000 85'000

Anzahl Stellen Kanton 76.15

Abklärungen: Amts- und Sozial- 

berichte, Koordination (Ziff. 8.7)

14 2'300'000 2'300'000

Anzahl Stellen Gemeinden 14

Total 17'585'000 9'035'000 8'550'000



Bereich Kanton Gemeinden


(Die Ziffern beziehen sich auf die Botschaft zur 1. Beratung) 

Die weiteren Zusatzkosten sollen von jenem Gemeinwesen getragen werden, bei welchem sie anfallen:

· Der Kanton trägt die Kosten für den zusätzlichen Personalbedarf beim Obergericht (Zivil- und Verwaltungsgericht) und bei der Justizverwaltung (Ressourcenmanagement/Controlling und Informatiksupport) sowie die Kosten im Immobilienbereich, die für die Unterbringung der KESB anfallen. 

· Die Gemeinden tragen den Mehrbedarf für die Abklärungen. 
Die Zuständigkeit zur Anordnung von Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen geht von den Gemeinden auf den Kanton über. Zudem enthält das Bundesrecht zahlreiche neue Aufgaben (zum Beispiel Anordnung einer FU, Nachbetreuung nach FU, Anordnung ambulanter Massnahmen, Vorsorgeauftrag). Aufgrund dieser – gegenüber heute – wesentlich erhöhten Komplexität des neuen Rechts sind höhere Anforderungen an die KESB als an die heutigen Vormundschaftsbehörden nötig.

Die hälftige Beteiligung der Gemeinden an den Kosten der KESB soll mittels Anrechnung im NFA-Ausgleich erfolgen, was eine Revision von § 4 Abs. 2 des Gemeindebeteiligungsdekrets erfordert. Gemäss Ressourcenbedarf beläuft sich die hälftige Gemeindebeteiligung an den Kosten der KESB auf 6,25 Millionen Franken. Der Pauschalbetrag von 6,25 Millionen Franken soll somit von den 109,108 Millionen Franken in Abzug gebracht werden. Den Gemeinden wird ihre Kostenbeteiligung also nicht direkt in Rechnung gestellt; sie wird durch einen höheren Anteil am Personalaufwand der Volksschulen und Kindergärten abgegolten. 

Dieser Vorschlag stellt eine faire und gleichmässige Verteilung der Zusatzkosten, welche durch das neue Bundesrecht entstehen, auf den Kanton und die Gemeinden dar. Wenn 
der Kanton die Kosten für die neuen KESB allein übernehmen müsste, hätte dies eine einseitige Kostenverteilung zulasten des Kantons zur Folge: Der Kanton hätte Zusatzkosten von 15,2 Millionen Franken, die Gemeinden solche von 2,3 Millionen Franken zu tragen (vgl. Tabelle oben). 

Bei Aufgabenverschiebungen zwischen Kanton und Gemeinden sollen die finanziellen Auswirkungen ausgeglichen werden. Wenn vorliegend von der hälftigen Kostenverteilung abgewichen würde, würde damit der erwähnte Grundsatz des Projekts Aufgaben- und Lastenverteilung Kanton – Gemeinden missachtet. Insofern ist die vorgeschlagene Beteiligung der Gemeinden von 6,25 Millionen Franken gleichsam ein Test für die Glaubwürdigkeit der Zusammenarbeit von Kanton und Gemeinden in diesem Projekt. Die vom Regierungsrat vorgeschlagene Kostenverteilung ist somit keine spezifische Frage des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts. Vielmehr geht es um den fairen Umgang von Gemeinden und Kanton bei Lasten, die neu auf die beiden Ebenen zukommen. 

Mit dem vom Regierungsrat vorgeschlagenen Kostenausgleich übernimmt der Kanton 9 Millionen Franken der Zusatzkosten, die Gemeinden 8,5 Millionen. Diese Kostenverteilung entspricht dem Grundsatz für die Lastenverteilung.
1.10 Notariatsordnung vom 28. Dezember 1911 (SAR 295.110)
Die Notariatsordnung wird per 1. Januar 2013 aufgehoben. Auf eine Anpassung der Begrifflichkeiten an das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht wird deshalb verzichtet.
1.11 Dekret über Gebühren für Amtshandlungen der Gemeinden (Gemeindegebührendekret, GGebD) vom 28. Oktober 1975 (SAR 661.710) 
Aufgrund des Zuständigkeitswechsels vom Gemeinderat als vormundschaftliche Behörde zur KESB können die entsprechenden Bestimmungen des § 3 Abs. 1 und des § 6 Abs. 1 des Gemeindegebührendekrets aufgehoben werden.
1.12 Dekret über Bodenverbesserungen vom 21. Juni 1957 (SAR 913.710)
Mit dem sich derzeit in Revision befindlichen Landwirtschaftsgesetz wird eine neue Strukturverbesserungsverordnung in Kraft treten, die das Bodenverbesserungsdekret ablösen wird. Es wird deshalb auf die Anpassung des Bodenverbesserungsdekrets an das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht und an das neue GOG verzichtet (vgl. Botschaft zur 2. Beratung GOG).
Verordnungsrecht
Die Revision des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts löst zudem bei vier aargauischen Verordnungen Änderungsbedarf aus, der über die rein terminologische Anpassung ans neue Bundesrecht hinausgeht. 
1.13 Verordnung zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht (V KESR) 
Die zu erlassende Verordnung über das Kindes- und Erwachsenenschutzrecht (V KESR) stellt Ausführungsrecht zu den revidierten Bestimmungen des EG ZGB dar. Zahlreiche Bestimmungen werden aus der heutigen Verordnung über das Vormundschaftswesen vom 16. Februar 1994 (Stand: 1. September 2009) übernommen, die mit dem Inkrafttreten der 
V KESR aufgehoben wird.
Es ist vorgesehen, in der neuen V KESR folgende Themenbereiche zu regeln:

· Zusammenarbeit der Familiengerichte als KESB mit den Gemeinden in den Bereichen Abklärung (Amts- und Sozialbericht), Anhörungsrecht der Gemeinden und Mandatsführung. Der Inhalt der V KESR sieht diesbezüglich Folgendes vor:
· Amtsberichte sollen die Zusammenstellung von Personen- und Sachdaten umfassen, welche der Gemeinde bereits aus den Registern oder anderen Sachzusammenhängen bekannt sind. Amtsberichte sollen von Mitarbeitenden der kommunalen Verwaltung erstellt werden können und erfordern keine spezifische Fachausbildung.

· Davon zu unterscheiden sind die Sozialberichte, die eine umfassende Sachverhaltsermittlung und Analyse beinhalten und dem Familiengericht eine Gesamtsicht der betroffenen Person und/oder Familie liefern. Das neue System der massgeschneiderten Massnahmen erfordert differenziertere Abklärungen als das heutige Recht. Die Erstellung solcher Sozialberichte erfordert Fachkompetenz: 
1. Für Sozialberichte in komplexen Themenbereichen und Fragestellungen, namentlich bei Gefährdung des Kindeswohls, Sorgerechts- und Besuchsrechtsfragen, psychisch kranken und verwahrlosten Personen oder suchterkrankten Personen sollen Sozialberichte von Fachpersonen erstellt werden, die über die erforderliche Qualifikation zur Abklärung und Bewertung der beauftragten Themenbereiche und Fragestellungen verfügen. Daher sollen die Gemeinden dafür Fachpersonen einsetzen (beispielsweise Fachpersonen der Sozialen Arbeit, etc.):

· Sozialberichte über Kinder und Jugendliche werden bereits heute in den aargauischen Gemeinden in aller Regel von Fachpersonen aus der Sozialen Arbeit, etc. erstellt. Somit regelt dieser Standard nichts Neues.

· Sozialberichte über psychisch- oder suchterkrankte Personen, oder solche mit struktureller oder sozialer Verwahrlosung sollen neu von Fachpersonen erstellt werden müssen. Allenfalls ist in solchen Fällen sogar eine psychiatrische Begutachtung angezeigt, die dann aber das Familiengericht in Auftrag gibt, wodurch der Sozialbericht der Gemeinde entfallen kann.

2. Sozialberichte mit weniger komplexen Themenbereichen oder Fragestellungen (beispielsweise über Betagte) sollen auch andere kommunale Mitarbeitende, die berufliche Erfahrung im Kindes- oder Erwachsenenschutz, aber keine spezifische Fachausbildung in diesen Themen aufweisen, erstellen können. 

· Anhörungsrecht der Gemeinden: vgl. Kommentar zu § 64 Abs. 4 nEG ZGB (vgl. vorne Ziffer 3.2.7)
· Erfahrungsaustausch und Praxisentwicklung zwischen den Familiengerichten als KESB und den Gemeinden beziehungsweise ihren mit den Abklärungen und der Mandatsführung befassten Personen (vgl. vorne Ziffer 3.2.11).
· Rechnungsablage und Berichterstattung durch die Beiständinnen und Beistände und Entschädigung der Beiständinnen und Beistände: Größtenteils übernommen aus der heutigen Verordnung über das Vormundschaftswesen vom 16. Februar 1994.
Die Bestimmungen über die Aufbewahrung des Mündelvermögens und die Kapitalanlagen (§§ 1–7 der heutigen Verordnung über das Vormundschaftswesen vom 16. Februar 1994) sind nicht in die neue V KESR zu übernehmen, weil gemäss Art. 408 Abs. 3 nZGB neu der Bundesrat Bestimmungen über die Anlage und Aufbewahrung des Vermögens erlassen wird. Damit entfällt die Regelungskompetenz der Kantone in diesem Bereich.

Am Entwurf zur V KESR haben Vertretungen folgender Verbände mitgearbeitet: Gemeindeammänner-Vereinigung des Kantons Aargau, Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber, Vereinigung Aargauischer Amtsvormünder sowie Jugend-, Ehe- und Familienberatungsstellen des Kantons Aargau. Zudem wirkten Vertretungen der aargauischen Bezirksgerichtspräsidentinnen und Bezirksgerichtspräsidenten sowie des Obergerichts mit.

1.14 Weitere Verordnungsänderungen
· Erforderlich ist eine Änderung der Verordnung über die Berufe, Organisationen und Betriebe im Gesundheitswesen (VBOB) vom 11. November 2009. Neben terminologischen Änderungen ist die Aufzählung der für die Datenbekanntgabe im Bereich des Berufsgeheimnisses zuständigen Behörden zu erweitern. Gemäss § 21 Abs. 2 des Gesundheitsgesetzes (GesG) vom 20. Januar 2009 ist die Schweigepflicht der Personen, die in Berufen des Gesundheitswesens tätig sind, zum Zweck des Schutzes des Kindeswohls (lit. a) und des Erwachsenenschutzes (lit. b) aufgehoben. Der Regierungsrat hat in § 61 VBOB die zulässigen Adressatinnen und Adressaten für die Datenbekanntgabe bestimmt. Für die beiden erwähnten Zwecke waren bisher insbesondere die Vormundschaftsbehörden genannt.
Das Familiengericht als KESB kann gemäss künftigem Bundesrecht selber Abklärungen vornehmen, damit geeignete Dritte (Art. 446 nZGB) oder – in Verbindung mit § 63 nEG ZGB – die Gemeinden beauftragen. Die Gemeinden können diese Aufgabe an Dritte übertragen. Daher sind auch die Abklärungsstellen gemäss § 63 Abs. 1 und 2 nEG ZGB explizit aufzuführen. Darunter fallen insbesondere die Gemeinden beziehungsweise ihre kommunalen oder regionalen Sozialdienste oder Fachstellen, wie beispielsweise Jugend-, Ehe- und Familienberatungsstellen.
· Erforderlich ist zudem eine Änderung der Verordnung über die Rechte und Pflichten der Patientinnen und Patienten (Patientenverordnung, PatV) vom 11. November 2009. Neben terminologischen Anpassungen sind die neuen Rechtsinstitute der eigenen Vorsorge (Vorsorgeauftrag und Patientenverfügung) und die Massnahmen von Gesetzes wegen bei urteilsunfähigen Personen (gesetzliches Vertretungsrecht und Vertretung bei medizinischen Massnahmen) zu integrieren. Die PatV wird diesen Änderungen angepasst. 
· Das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht löst keine inhaltliche Änderung der Register- und Meldeverordnung (RMV) vom 11. März 2009 beziehungsweise ihres Anhangs 1 aus. Ins Einwohnerregister werden auch künftig Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen eingetragen (vgl. Anhang 1 der RMV). Hingegen wird mit dem Verband Aargauer Einwohnerkontrollen zu prüfen sein, ob und welcher Anpassungsbedarf durch das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht bei ihrem Handbuch (Anleitung und Nachschlagewerk für die Aargauer Einwohnerkontrollen) besteht. 

· In der Verordnung über die Delegation von Kompetenzen des Regierungsrates vom 8. November 1982 wird neu geregelt, dass Beschwerden gegen Entscheide des Gemeinderats im Bereich Bewilligung und Aufsicht im Pflegekinderwesen gemäss § 55e Abs. 2 EG ZGB vom Departement Gesundheit und Soziales behandelt werden.
· Zahlreiche Verordnungsänderungen sind rein terminologischer Art (vgl. Botschaft zur 1. Beratung, Beilage 1, Ziffer 4).
Finanzielle und personelle Auswirkungen

Die finanziellen und personellen Auswirkungen des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts sind in Ziffer 11 der Botschaft zur 1. Beratung dargestellt worden.
Weiteres Vorgehen

Die für die Umsetzung des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts erforderlichen Kantonsverfassungs- und Gesetzesänderungen müssen am 1. Januar 2013 in Kraft treten. Die obligatorische Volksabstimmung zur Änderung der Verfassung des Kantons Aargau ist für Juni 2012 geplant. Die Volkswahl der neuen Bezirksgerichtspräsidentinnen und Bezirksgerichtspräsidenten ist im September 2012 vorgesehen.
Im 4. Quartal 2011 soll die Anhörung zum Entwurf der Verordnung zum Kindes- und Erwachsenenschutz (V KESR) bei den Gemeinden und den Fachverbänden durchgeführt werden.
	Zum Antrag:

Der Beschluss gemäss Ziffer 1 untersteht dem obligatorischen Referendum gemäss § 62 Abs. 1 lit. a der Kantonsverfassung. 

Der Beschluss gemäss Ziffer 2 untersteht dem fakultativen Referendum gemäss § 63 Abs. 1 lit. a der Kantonsverfassung, sofern ihnen die absolute Mehrheit der Mitglieder des Grossen Rats zustimmt.
 Erreicht die Abstimmung nicht 71 befürwortende Stimmen oder wird das Behördenreferendum gemäss § 62 Abs. 1 lit. b der Kantonsverfassung ergriffen, findet eine Volksabstimmung statt.


A n t r a g :

1.

Der vorliegende Entwurf einer Änderung der Verfassung des Kantons Aargau wird in 2. Beratung zum Beschluss erhoben.

2.

Der vorliegende Entwurf einer Änderung des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz (EG ZGB) wird in 2. Beratung zum Beschluss erhoben.

3.

Der vorliegende Entwurf für das Dekret über die Anpassung der kantonalen Dekrete an die Änderungen des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch und Partnerschaftsgesetz (EG ZGB) wird zum Beschluss erhoben.
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9.1 GerMod

		

				Bereich		Anzahl		Kosten		Kanton		Gemeinden

						Stellen

				Kindes- und Erwachsenen-        schutzbehörden (Ziff. 6.4.2)		70		12,500,000		6,250,000		6,250,000

				Immobilien (Ziff. 6.7.1)				1,220,000		1,220,000

				Ressourcenmanagement/Controlling KESB (Ziff. 6.5)		2		320,000		320,000

				Obergericht (Zivilgericht): Aufsichts- und Beschwerdeinstanz, Ziff. 7.3                                               - Zusätzliche Stellen		1.15		190,000		190,000

				Obergericht (Verwaltungsgericht): Rechtsmittel FU; Ziff. 9.9.3

				- Zusätzliche Stellen		2.4		530,000		530,000

				- Entschädigung nebenamtliche
  Richter/innen				240,000		240,000

				- Entschädigung Psychiater/innen				200,000		200,000

				Informatik (Ziff. 6.7.2)

				Zusätzliche Stellen		0.6		85,000		85,000

				Anzahl Stellen Kanton		76.15

				Abklärungen: Amts- und Sozial- berichte, Koordination (Ziff. 8.7)		14		2,300,000				2,300,000

				Anzahl Stellen Gemeinden		14

				Total				17,585,000		9,035,000		8,550,000





9.1 VerWModell

		

				Bereich		Anzahl		Kosten		Kanton		Gemeinden

						Stellen		(Personal- und Gemeinkosten ohne Raumkosten)

				KESB		82		14,300,000		7,150,000		7,150,000

				Immobilien

				Ressourcenmanagement/Controlling KESB		2		320,000		320,000

				Verwaltungsgericht (Rechtsmittel FU)

				- Zusätzliche Stellen		2.4		530,000		530,000

				- Entschädigung nebenamtliche
  Richter/innen				200,000		200,000

				-  Entschädigung Psychiater/innen				200,000		200,000

				Abklärungen: Amts- und Sozialberichte, Koordination		14		2,300,000				2,300,000

				Total				17,850,000		8,400,000		9,450,000





9.2

		

				Bereich		Stellen				Kosten		Kanton				Gemeinden

				Obergericht; Aufsichts- und Rechtsmittelbehörde		0.8				170,000		170,000

				Verwaltungsgericht (Rechtsmittel FFE):

				- Bestehende Stellen		3				570,000		570,000

				- Entschädigung nebenamtliche
  Richter/innen						62,000		62,000

				Abklärungen: Amts- und Sozialberichte		16				2,500,000						2,500,000

				Massnahmeführung durch amtl. Mandatsträger/innen				ca.		1,200,000				ca.		12,000,000

				Vollzug stationäre Kindesschutzmassnahmen

				Gemäss Betreuungsgesetz*:

				- Finanzierung Wohnsitzgemeinde						3,700,000						3,700,000

				- Restkosten (Gmd. 40 %,
  Kt. 60 %)						30,800,000		18,500,000				12,300,000

				Gemäss Sozialhilfegesetz** (keine Angaben möglich)

				Total						39,002,000		19,302,000				30,500,000





9.3

		

				Bereich		Anzahl		Kosten		Kanton		Gemeinden

						Stellen		(inkl. Gemeinkosten)

				Heutige Aufgaben der Vormundschaftssekretariate: Entscheidvorbereitung, Revisorat, Instruktion Mandatsträger, etc.		-		-2,000,000				-2,000,000

				Bezirksämter		5		-680,000		-680,000

				total				-2,680,000		-680,000		-2,000,000





9.4 GerMod

		

				Bereich		Anzahl				Kosten		Kanton				Gemeinden

						Stellen				(Personal- und Gemeinkosten ohne Raumkosten)

				KESB		82				14,700,000		7,350,000				7,350,000

				Immobilien

				Ressourcenmanagement/
Controlling KESB		2				320,000		320,000

				Obergericht; Aufsichts- und Rechtsmittelbehörde		0.8				170,000		170,000

				Verwaltungsgericht:

				- Stellen Rechtmittel FU		5.1				1,100,000		1,100,000

				- Entschädigung nebenamtliche 
  Richterinnen/Richter						260,000		260,000

				- Entschädigung Psychiater/innen						200,000		200,000

				Abklärungen: Amts- und Sozial-berichte, Koordination		30				4,800,000						4,800,000

				Massnahmeführung durch amtl. Mandatsträger/innen				ca.		12,000,000				ca.		12,000,000

				Zwischentotal (ohne Vollzugskosten Kindesschutz)						33,550,000		9,400,000				24,150,000

				Vollzug stationäre Kindesschutzmassnahmen

				Gemäss Betreuungsgesetz:

				- Finanzierung Wohnsitz-
  gemeinde						3,700,000						3,700,000

				- Restkosten (Gmd. 40 %, 
  Kt. 60 %)						30,800,000		18,500,000				12,300,000

				Gemäss Sozialhilfegesetz (keine Angaben möglich)

				Total						68,050,000		27,900,000				40,150,000





9.4 VerWMod

		

				Bereich		Anzahl				Kosten		Kanton				Gemeinden

						Stellen				(Personal- und Gemeinkosten ohne Raumkosten)

				KESB		82				14,300,000		7,150,000				7,150,000

				Immobilien

				Ressourcenmanagement/
Controlling KESB		2				320,000		320,000

				Obergericht; Aufsichts- und Rechtsmittelbehörde		0.8				170,000		170,000

				Verwaltungsgericht:

				- Stellen Rechtmittel FU		5.1				1,100,000		1,100,000

				- Entschädigung nebenamtliche 
  Richterinnen/Richter						260,000		260,000

				- Entschädigung Psychiater/innen						200,000		200,000

				Abklärungen: Amts- und Sozial-berichte, Koordination		30				4,800,000						4,800,000

				Massnahmeführung durch amtl. Mandatsträger/innen				ca.		12,000,000				ca.		12,000,000

				Zwischentotal (ohne Vollzugskosten Kindesschutz)						33,150,000		9,200,000				23,950,000

				Vollzug stationäre Kindesschutzmassnahmen

				Gemäss Betreuungsgesetz:

				- Finanzierung Wohnsitz-
  gemeinde						3,700,000						3,700,000

				- Restkosten (Gmd. 40 %, 
  Kt. 60 %)						30,800,000		18,500,000				12,300,000

				Gemäss Sozialhilfegesetz (keine Angaben möglich)

				Total						67,650,000		27,700,000				39,950,000





9.5 Gerichtsmodell

		

				Bereich				Kostenträger

								alt				neu

								Kanton		Gemeinden		Kanton		Gemeinden

				Vormundschaftsbehörden		neu:				nicht bezifferbar		7,350,000		7,350,000

				Vormundschaftssekretariate		KESB				2,000,000

				Immobilien

				Abklärungen: Amts- und Sozial-berichte, Koordination						2,500,000				4,800,000

				Ressourcenmanagement/
Controlling KESB								320,000

				Massnahmeführung durch amtl. Mandatsträger/innen						12,000,000				12,000,000

				Aufsichts- und Rechtsmittel-behörden (Obergericht/Wegfall Bezirksämter)				850,000				170,000

				Verwaltungsgericht (Rechtsmittel FFE/FU):

				- Stellen				570,000				1,100,000

				- Entschädigung nebenamtliche
  Richterinnen/Richter				62,000				260,000

				- Entschädigung Psychiater/innen								200,000

				Zwischentotal (ohne Vollzugskosten Kindesschutz)				1,482,000		16,500,000		9,400,000		24,150,000

				Vollzug stationäre Kindes-schutzmassnahmen

				Gemäss Betreuungsgesetz

				Finanzierung Wohnsitzgemeinde						3,700,000				3,700,000

				Restkosten (Kanton 60 %, 
Gmd. 40 %)				18,500,000		12,300,000		18,500,000		12,300,000

				Gemäss Sozialhilfegesetz (keine Angaben möglich)

				Gesamttotal				19,982,000		32,500,000		27,900,000		40,150,000





9.5 Verwaltungsmodell

		

				Bereich				Kostenträger

								alt				neu

								Kanton		Gemeinden		Kanton		Gemeinden

				Vormundschaftsbehörden		neu:				nicht bezifferbar		7,150,000		7,150,000

				Vormundschaftssekretariate		KESB				2,000,000

				Immobilien

				Abklärungen: Amts- und Sozial-berichte, Koordination						2,500,000				4,800,000

				Ressourcenmanagement/
Controlling KESB								320,000

				Massnahmeführung durch amtl. Mandatsträger/innen						12,000,000				12,000,000

				Aufsichts- und Rechtsmittel-behörden (Obergericht/Wegfall Bezirksämter)				850,000				170,000

				Verwaltungsgericht (Rechtsmittel FFE/FU):

				- Stellen				570,000				1,100,000

				- Entschädigung nebenamtliche
  Richterinnen/Richter				62,000				260,000

				- Entschädigung Psychiater/innen								200,000

				Zwischentotal (ohne Vollzugskosten Kindesschutz)				1,482,000		16,500,000		9,200,000		23,950,000

				Vollzug stationäre Kindes-schutzmassnahmen

				Gemäss Betreuungsgesetz

				Finanzierung Wohnsitzgemeinde						3,700,000				3,700,000

				Restkosten (Kanton 60 %, 
Gmd. 40 %)				18,500,000		12,300,000		18,500,000		12,300,000

				Gemäss Sozialhilfegesetz (keine Angaben möglich)

				Gesamttotal				19,982,000		32,500,000		27,700,000		39,950,000






